
Endgültiges Protokoll (Bandabschrift) 19/19 II
19. Wahlperiode 

3. Untersuchungsausschuss  

Nur zur dienstlichen Verwendung  

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag Sekretariat PA 30 Seite 1 von 32 

Protokoll (Bandabschrift) 
der 19. Sitzung – Teil 2 
- endgültige Fassung* - 

3. Untersuchungsausschuss 
Berlin, den 28. Januar 2021, 10.30 Uhr  
10557 Berlin, Konrad-Adenauer-Str. 1  
Paul-Löbe-Haus, Europasaal 4.900 

Vorsitz: Kay Gottschalk, MdB 

Öffentliche Beweisaufnahme (Fortsetzung)  Seite 

Zeuge Christof Schulte  2 

_______ 
* Korrektur- und Ergänzungsanmerkungen des Zeugen zur vorläufigen Protokollfassung sind als Anlage beigefügt. Die betroffenen 
Protokollpassagen sind nachfolgend mit einem * gekennzeichnet.



Endgültiges Protokoll (Bandabschrift) 19/19 II
19. Wahlperiode 

3. Untersuchungsausschuss  

Nur zur dienstlichen Verwendung  

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag Sekretariat PA 30 Seite 2 von 32 

(Beginn der Bandabschrift 
00:02) 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Herr Vorsitzender, 
Herr Schulte – am 29. Oktober 2019 sind die von 
der BaFin und der FIU erarbeiteten „Grundsätze 
zur Zusammenarbeit zwischen der BaFin und der 
FIU im Bereich Prävention von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung“ in Kraft getreten. Die 
sollen „zur Strukturierung und weiteren Vertie-
fung der guten Zusammenarbeit zwischen BaFin 
und der FIU“ – das ist jetzt ein Zitat – dienen. 
Warum sind diese Grundsätze erst so spät in 
Kraft getreten?  

Können wir mal dieses Geräusch abschalten, und 
die Zeit anhalten? Das wäre auch nett. 

Zeuge Christof Schulte: Soll ich jetzt antworten, 
oder warten wir erst auf die technische Behe-
bung? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wir haben jetzt die 
Zeit angehalten. Wir versuchen jetzt das Problem 
hier mal in den Griff zu bekommen, weil das für 
alle Beteiligten relativ unangenehm ist. Ich habe 
keine Ahnung, normalerweise ist das immer so, 
wenn ein Handy irgendwo an der Steckdose 
hängt. Aus der Anlage? Brauchen wir die denn? 
Ah, sehr schön, das Geräusch scheint weg zu 
sein. 

Dann hat jetzt der Kollege Herr Matthias Hauer 
das Wort, bitte schön. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Eigentlich hat der 
Zeuge das Wort. 

Zeuge Christof Schulte: Ja, durchaus hätte man 
sich vorstellen können, dass solche Dinge viel-
leicht auch schon während der Übertragung der 
Aufgabe der FIU vom BKA an den Zoll noch kon-
kreter hätte ausgestaltet werden können. In der 
aktuellen – – in der damaligen Situation ist die 
Aufgabe übertragen worden. Es wurden grundle-
gende Vorkehrungen getroffen; es wurde nicht je-
des Detail der Zusammenarbeit zwischen BaFin 
und FIU geregelt. Manche Dinge ergeben sich 
auch erst, wenn Behörden zusammenwirken, und 

manche Regelungsbedürftigkeit erkennt man 
auch erst nach einer gewissen Erfahrungszeit, so-
dass wir dann zum damaligen Zeitpunkt gesagt 
haben, wir brauchen ein etwas regelmäßigeres 
Korsett für die Zusammenarbeit zwischen der 
BaFin und uns. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Vielen Dank. Das 
TPA-Geschäft, das haben Sie ja vorhin erwähnt, 
das sei sehr intransparent gewesen. Seit wann ist 
Ihnen denn bewusst, dass das intransparent ist? 
Ist das erst seit 22. Juni bekannt oder haben Sie 
schon vorher Hinweise gehabt, dass es zumindest 
intransparent ist? 

Zeuge Christof Schulte: Also, dass es intranspa-
rent ist, ist ein generelles Phänomen solcher 
weltweiten Finanztransaktionen. Dass ganz ge-
zielt das TPA-Geschäft, so wie der Wirecard-Kon-
zern das betrieben hat, in höchstem Maße proble-
matisch ist, wussten auch wir erst seit dem 
22. Juni. Die Abgaben, die wir vorher gemacht 
haben, wiesen in die Richtung, aber es waren ja 
auch nur Spots, sozusagen, auf eine große Menge 
von höchst dubiosen Finanztransaktionen. Und 
das ganze Ausmaß konnten auch wir erst dann 
nach der Meldung von Wirecard erkennen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber dass das an 
sich schon intransparent ist, dieses TPA-Ge-
schäft, unabhängig vom konkreten Fall Wirecard, 
das hat Sie jedenfalls nicht dazu veranlasst zu sa-
gen, da schauen wir jetzt mal ganz besonders hin. 

Zeuge Christof Schulte: Das ist auch nicht die 
Aufgabe der FIU, weil wir keine Aufsichtsbe-
hörde sind. Unsere Aufgabe ist es, bei einer kon-
kreten Transaktion nachzuvollziehen, ob es sich 
dabei möglicherweise um Geldwäsche handelt. 
Die grundsätzliche Beurteilung der Risikohaf-
tigkeit von TPA-Geschäften ist eine aufsichts-
rechtliche Fragestellung. Da kann ich nur dazu 
raten, insoweit die Kolleginnen und Kollegen der 
BaFin zu konsultieren. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Die Frage war schon 
auf die Geldwäscheverdachtsmeldungen bezo-
gen. Und natürlich können Sie da näher hin-
schauen. Das haben Sie ja dann auch gemacht ab 
dem entsprechenden Datum, denn sonst hätten 
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Sie ja nicht die 173 Fälle ermittelt, die vorher 
nicht so zugeordnet werden konnten. Insofern – 
wenn Sie Schwerpunkte setzen, können Sie na-
türlich schon mehr rausfinden – ist die Frage, in-
wieweit diese Verdachtsmeldungen auch irgend-
wie zu verwerten sind. Da wird ja auch viel dabei 
gewesen sein, was keine besonders große Rele-
vanz hat. Aber mich interessieren natürlich ge-
nau die anderen, die eine große Relevanz haben. 
Nochmal zu den 173 Fällen: Das waren also 
Fälle, die die AG, also die Holding betrafen und 
Tochtergesellschaften und natürlich auch Perso-
nen? Das ist alles da drin?  

Zeuge Christof Schulte: Den gesamten Konzern 
und Beteiligte daran, ja.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Diese 33 Verdachts-
meldungen, die bis zu dem 22. Juni erfolgt sind – 
können Sie die zeitlich nochmal einordnen?  

Zeuge Christof Schulte: Oh, aus der Erinnerung – 
das ist schwierig, jetzt alle 33 Meldungen einzu-
ordnen. Die beiden, die wir abgegeben haben, 
stammen aus dem Frühjahr 2019 und dem frühen 
Sommer 2019. Und die anderen verteilt auf die 
Zeit bis zur Meldung durch Wirecard – das kann 
ich aus dem Kopf aber jetzt nicht konkret erin-
nern. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Aber alle aus 2019?  

Zeuge Christof Schulte: Da möchte ich mich jetzt 
nicht festlegen. Also, die sind aus der Zeit jeden-
falls vor der Meldung der Wirecard AG.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Sind den bei den 33 
noch andere Personen auffällig gewesen, jetzt au-
ßerhalb, also nicht die Gesellschaften, nicht der 
Vorstand, nicht der Aufsichtsrat? Waren da noch 
andere Personen involviert, wo Sie sagen, da gibt 
es vielleicht mehrere, die eine Person getroffen 
haben? 

Zeuge Christof Schulte: Das ist mir jetzt so spezi-
ell im Hinblick – – Sie fragen ja sozusagen, gibt 
es einen weiteren denkbar im Raum stehenden 
Tatbeteiligten? Etwas solches ist mir nicht erin-
nerlich.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also umgekehrt ge-
fragt: Die, die da auffällig waren, das waren alles 
Personen, die Sie auch aus dem Dunstkreis kann-
ten, also aus dem Vorstand und aus dem Auf-
sichtsrat?  

Zeuge Christof Schulte: Ja, aus einem der Organe, 
einer der Tochtergesellschaften. Das ist nach mei-
ner Erinnerung, im Wesentlichen der betroffene 
Personenkreis.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Und bei Dr. Braun 
und bei Herrn Marsalek – können Sie uns noch-
mal konkret was zu diesen beiden Personen sa-
gen? 

Zeuge Christof Schulte: Ich habe voraus ge-
schickt, dass ich bedaure, dass ich die Dinge, die 
ich Ihnen in der Sondersitzung sagen konnte, 
hier jetzt in dieser Weise nicht wiederholen 
kann. Die wesentlichen Erkenntnisse, die wir zu 
den beiden benannten Personen haben, haben 
wir ja aufbereitet in unseren Abgaben an die bay-
erische Strafverfolgung. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Okay, dann frage 
ich anders: Das, was Sie uns bereits in der Son-
dersitzung gesagt haben und was Sie gerade er-
wähnt haben, was aufbereitet wurde – gibt es dar-
über hinaus noch Erkenntnisse, die Sie uns mit-
teilen würden, wenn Sie dürften? Denn dann fra-
gen wir nochmal anders nach. Oder erschöpft 
sich das damit? 

Zeuge Christof Schulte: Das ist ja gerade unsere 
Aufgabe. Die Kernaufgabe der FIU ist es ja, hier 
transaktionsbasiertes Wissen für Strafverfol-
gungsbehörden aufzubereiten und denen zu über-
mitteln. Und damit geht juristisch zwingend ein-
her, dass in dem Moment der Abgabe die FIU 
nicht mehr Herrin dieser Informationen ist. Ich 
meine, das ist ja landläufig bekannt, ab dem Zeit-
punkt ist die Staatsanwaltschaft Herrin des Ver-
fahrens. Und der Staatsanwaltschaft obliegt auch 
vollkommen die Informationssteuerung, sodass 
ich in der Tat darüber hinaus keine weiteren Er-
kenntnisse hier preisgeben kann. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Könnten Sie uns 
nochmal etwas zu der Zusammenarbeit mit der 
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BaFin, dem BMF und den Strafverfolgungsbehör-
den insgesamt sagen, außer das, was die Kernbot-
schaft von Herrn Gottschalk gerade war? 

Zeuge Christof Schulte: Also, das ist ja eine 
durchaus komplexe Frage Herr Abgeordneter – 
die Zusammenarbeit mit der BaFin. Sie haben ein 
Grundlagenpapier erwähnt, das ist die Frucht, 
beispielsweise eines leitungsbezogenen Austau-
sches, den ich relativ kurz nach meinem Amtsan-
tritt auch mit der Leitung der BaFin aufgenom-
men habe, der sowohl anlasslos ist, als auch im 
Einzelfall einzelfallbezogen stattfindet. 

Der Austausch mit dem BMF ist der übliche Aus-
tausch, den eine nachgeordnete Behörde des Ge-
schäftsbereiches mit dem BMF hat, mit dem Un-
terschied, dass die FIU – im Hinblick auf ihren 
operativen Bereich – vollkommen weisungsunab-
hängig ist. Das BMF ist nicht berechtigt, und 
macht das natürlich auch nicht, in das operative 
Geschäft der FIU in irgendeiner Art und Weise 
einzugreifen, außer durch Maßnahmen der 
Rechtsaufsicht, in dem* es also wirklich um die 
Zulässigkeit geht. 

Das Verhältnis zu den Strafverfolgungsbehörden 
ist komplexer Natur und liegt auch nicht im Kern 
jetzt im Gegenstand des Untersuchungsausschus-
ses. Wenn Sie das präzisieren könnten, könnte 
ich zu der einen oder anderen Facette konkreter 
was zu sagen. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Da dürfen Sie ja 
nichts zu sagen, das haben wir ja gerade schon 
gehört. Dann gebe ich jetzt mal die Frage nach 
Möglichkeit weiter an den Kollegen Sepp Müller, 
der bei uns auch Berichterstatter für den Bereich 
Geldwäsche ist. 

Sepp Müller (CDU/CSU): Herr Schulte, bei dem 
Thema Wirecard AG: Aus Ihrer Sicht und Ihrer 
Erfahrung heraus, als Leiter der FIU, wieviel Ver-
pflichtete, laut Geldwäschegesetz, sind an der 
ganzen Kette Wirecard AG beteiligt? Steuerbera-
ter, Wirtschaftsberater – – vielleicht können Sie 
mal ein paar nennen, die aus Ihrer Sicht da betei-
ligt waren. 

Zeuge Christof Schulte: Wenn Sie das beziehen 
auf den Gesamtkomplex der circa 2 000 Meldun-
gen, die irgendetwas mit Wirecard zu tun haben, 
also das ist schwer abzuschätzen, aber es dürfte 
mehrere Dutzend potenzielle Verpflichtete geben. 
Das sind ja Finanzinstitute, die beispielsweise in 
Kontakt treten mit Transaktionen, die irgendwie 
auch eines der Wirecard-Institute berühren, also 
eine sehr große und schlecht zu überschauende 
Zahl an potenziell Verpflichteten. 

Sepp Müller (CDU/CSU): Die Zahl, die Sie gerade 
genannt haben, mehrere Dutzend Finanzinstitute 
– können Sie das prozentual abschätzen? Kommt 
da ein ganz großer Teil aus dem Finanzsektor? O-
der kann man sagen, 50 Prozent beispielsweise 
derjenigen, die gemeldet haben, sind aus dem 
Nicht-Finanzsektor? Oder sind Steuerberater, 
sind Wirtschaftsprüfer, sind Finanzämter oder 
sind ein ganz großer Teil, nahezu 100 Prozent, 
ausschließlich von Kreditinstituten gekommen? 

Zeuge Christof Schulte: Letzteres ist der Fall, so-
wie insgesamt das Meldungsgeschehen der FIU 
sich fast ausschließlich aus Meldungen der Kre-
ditinstitute zusammen setzt, ist das auch in die-
sem Fall so. 

Sepp Müller (CDU/CSU): Wenn Sie jetzt Meldun-
gen bekommen von den überwiegenden Kreditin-
stituten, nahezu 100 Prozent und nicht von Steu-
erberatern oder Wirtschaftsprüfern, wie beispiels-
weise EY – vielleicht können Sie dazu sagen, ob 
Sie von denen eine Meldung bekommen haben. 
Die sind ja meines Erachtens nach, da auch Ver-
pflichtete, da würde ich mich über eine Aussage 
freuen. Wie geht denn Ihre Arbeit weiter mit die-
ser Meldung? Wie muss ich mir das vorstellen? 
Auch das Thema Informationspool, wo Sie da-
nach noch Meldungen wegen der TPA-Geschich-
ten herausgefunden haben – auf welche Daten 
können Sie als FIU zugreifen, insbesondere im 
Zusammenhang internationaler Aufstellung des 
Konzerns? 

Zeuge Christof Schulte: Nach meiner Erinnerung 
haben wir keine Verdachtsmeldung des Wirt-
schaftsprüfers des Wirecard-Konzerns erhalten. 
Der Infopool ist für die aktuelle Phase der Aufbe-
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reitung und auch für die Phase im Untersu-
chungszeitraum, also bis zum 1. Oktober, von 
großem Wert. Denn die Meldungen, die vielleicht 
in der ersten Sichtung – und das ist ja vorab 
durch den Abgeordneten Hauer gerade angespro-
chen worden – mögen vielleicht beim Erstein-
gang noch unproblematisch erscheinen, weil sie 
ein Geschäftsmodell beinhalten oder ansprechen, 
was im Markt eigentlich üblich ist. Aber beson-
dere Umstände, die hinzutreten – und das sind 
jetzt hier halt die besonderen Umstände, die die 
Wirecard AG dann ja auch in ihrer Verdachtsmel-
dung eingeräumt hat – machen dann diese kon-
krete Ausgestaltung dubios. Und so gelingt es 
dann im Nachhinein – – und daran arbeiten* na-
türlich bis heute mit hohem Einsatz, zu recher-
chieren welche Insgesamt-Transaktionen sich ei-
nem deliktischem Feld zuordnen lassen. Das ist 
also ein Puzzlespiel mit mehreren tausend Tei-
len. Es lässt sich nicht auf Knopfdruck generie-
ren, wie die Meldungen und die damit herstellba-
ren Zusammenhänge zu bewerten sind. 

Sepp Müller (CDU/CSU): Ich will nochmal auf 
das Thema EY zu sprechen kommen: Aus Ihrer 
Sicht, weil Sie sagten, die haben keine Geldwä-
scheverdachtsmeldung gemacht, zumindest laut 
Ihrem Erinnerungsvermögen von denjenigen, die 
Sie jetzt vor dem geistigen Auge haben. Aufgrund 
auch der Sonderprüfungen, die bei Wirecard 
stattgefunden haben bei der AG, die auch auf-
grund des Aufsichtsrates – – Es gab ja auch noch 
eine andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, die 
einen Sonderbericht gemacht hat: Gibt es da eine 
Geldwäscheverdachtsmeldung heraus? 

Zeuge Christof Schulte: Daran erinnere ich mich 
jetzt nicht. Ich glaube, dass es die nicht gibt.  

Sepp Müller (CDU/CSU): Hätte diese stattfinden 
müssen, weil ein eventueller Straftatbestand wie 
beispielsweise Bilanzfälschung im Raum stand? 

Zeuge Christof Schulte: Ich glaube, das ist juris-
tisch äußerst komplex, weil es zwischen dem 
Vertrauensverhältnis und dem Mandatsverhältnis 
der WP-Gesellschaft zu dem Auftraggeber einer-
seits und der geldwäscherechtlichen Verpflich-
tung andererseits anzusiedeln ist, dürfte eine et-
was kompliziertere juristische Frage sein. Also, 

das aus der Hüfte zu beantworten, sehe ich mich 
nicht im Stande. 

Sepp Müller (CDU/CSU): Gab es damit, mit der 
Vierten Änderungsrichtlinie zur Vierten Geldwä-
scherichtlinie, also mit der Umsetzung des Fünf-
ten Geldwäschegesetzes, in Kraft getreten 1. Ja-
nuar letzten Jahres, aus Ihrer Sicht, eine Ände-
rung bezüglich des Themas Finanzholding und 
wie man damit auch zukünftig umzugehen hat – 
auch was das Thema betrifft, wann jemand zu 
melden hat, Stichwort Notare, Vertrauenssachen? 
Gibt es da aus Ihrer Erinnerung Änderungen seit 
1. Januar 2020? 

Zeuge Christof Schulte: In der Tat gibt es Ände-
rungen im Hinblick auf den Verpflichteten-Kreis, 
zum Beispiel Wallet-Provider und andere. Und 
auch die Verpflichtung, sich auch zu registrieren. 
Ich sehe hier allerdings zum Untersuchungsge-
genstand, Herr Abgeordneter, keinen so unmittel-
baren Bezug. 

Sepp Müller (CDU/CSU): Vielleicht kommen wir 
in den fünf Minuten noch zu dem unmittelbaren 
Zusammenhang, weil wir hatten heute noch an-
dere gehört, die da die Aufsicht haben über dieje-
nigen, die verpflichtet sind aus dem Nicht-Fi-
nanzsektor. Auf die möchte ich auch zu sprechen 
kommen: Wie läuft die Zusammenarbeit, nicht 
mit der BaFin, sondern mit den Behörden, die 
den Nicht-Finanzsektor überwachen? Das ist ja in 
den Bundesländern unterschiedlich geregelt. Wir 
wissen ja, da gab es auch Diskussionen zwischen 
BaFin und der zuständigen Niederbayerischen 
Regierung, ob man nun die Geldwäscheaufsicht 
hat oder nicht. Wie läuft – will ich gar nicht be-
urteilen – aber wie läuft die Zusammenarbeit mit 
denjenigen, die den Nicht-Finanzsektor geldwä-
scherechtlich beaufsichtigen und Ihrer FIU? 

Zeuge Christof Schulte: Zu dem Thema bin ich 
vor zwei Wochen als Sachverständiger zu Gast 
gewesen im Finanzausschuss des Landes Schles-
wig-Holstein. Insoweit ist das ein Beispiel dazu, 
wie beispielsweise Zusammenarbeit läuft, indem 
nämlich die FIU versucht, auch in den Ländern 
Sensibilität zu schaffen für Geldwäschebekämp-
fung und Geldwäscheprävention. In der Tat, Sie 
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haben zutreffend wiedergegeben, ist das Auf-
sichtsgeschehen ja außerhalb der Finanzbranche 
föderal geregelt und föderal etabliert. Und die 
FIU hat es sich zur Aufgabe gemacht, hier an der 
Weiterentwicklung dieser Ansätze, die aus mei-
ner Sicht noch deutlich weiter entwickelt zu wer-
den gehören, mitzuwirken. Wir machen bei-
spielsweise Sensibilisierungsveranstaltungen, ko-
ordinieren bundesweite Kontrolloperationen, bei-
spielsweise haben wir im vorvergangenen Jahr 
eine Kontrolloperation im Gebrauchtwagenhan-
del koordiniert zwischen den Aufsichtsbehörden, 
um diese wachsenden Pflänzchen der Aufsicht 
im Nicht-Finanzbereich möglichst weiter gut vo-
rantreiben zu lassen.  

Sepp Müller (CDU/CSU): Im Nicht-Finanzsektor 
sprachen Sie jetzt davon, habe ich das richtig ver-
standen, von Geldwäschebekämpfung und –prä-
vention der Aufsichtsbehörden? Sind das die 
zwei Punkte, die eine Aufsichtsbehörde – bei-
spielsweise über Steuerberater, über Wirtschafts-
prüfer aber auch über Finanzholdings, oder Gü-
terhändler – aufzubringen hat? Also das Thema 
Prävention und gleichzeitig auch das Thema 
Geldwäschebekämpfung?  

Zeuge Christof Schulte: Ich denke ja, also Auf-
sichtsbehörden werden sicherlich zunächst ein-
mal das Heil vor allem darin suchen, nicht nur 
repressiv, also durch Prüfung, aufzutreten. Son-
dern die jeweils zu beaufsichtigenden Unterneh-
mungen, die ja häufig kleine Unternehmungen 
sind, die gar nicht die Kapazität haben – – Mittel-
ständler haben nicht immer die Kapazität, sich 
über solche Dinge Gedanken zu machen, sondern 
da bedarf es auch einen gewissen Services der 
Kammern und der Aufsichtsbehörden, um mittel-
ständige Unternehmen zu sensibilisieren, dass 
Geldwäscheprävention möglicherweise zu ihren 
unternehmerischen Kernpflichten gehört. Also, 
das ist sicherlich ein mindestens so wichtiger 
Baustein von effektiver Geldwäschebekämpfung, 
wie es prüfende Tätigkeit und repressive Tätig-
keit auch ist. 

Sepp Müller (CDU/CSU): Wir wissen aus dem 
Untersuchungsausschuss, dass die Wirecard AG 
unter anderem, ist ja auch medial bekannt, sehr 
viel und aktiv im Glücksspielbereich tätig war, 

um die Zahlungstransaktionen durchzuführen. 
Wer hat die Aufsicht im Glücksspielbereich? 

Zeuge Christof Schulte: Das sind nach meiner 
Kenntnis die Länder.

Sepp Müller (CDU/CSU): Wie läuft da die Zu-
sammenarbeit? Und gibt es aus Ihrer Erinnerung 
heraus, Meldungen, Geldwäscheverdachtsmel-
dungen aus dem Glücksspielbereich, die im Zu-
sammenhang mit der Wirecard AG zu sehen 
sind? 

Zeuge Christof Schulte: Nach meiner Erinnerung 
gibt es – oder gab es – Meldungen auch im Unter-
suchungszeitraum, die, untechnisch gesprochen, 
das Geschäftsfeld der Glücksspielfinanzierung, in 
dem Wirecard ja aktiv war, berührt haben. Details 
dazu sind mir jetzt nicht erinnerlich. Bei mir ist 
aber abgespeichert, da gab es einzelne Meldun-
gen, die mit diesem damaligen Kerngeschäftsfeld 
von Wirecard durchaus zu tun hatten. 

Sepp Müller (CDU/CSU): Hätte Ihre Behörde, 
wenn Sie festgestellt hätten, dass aus unter-
schiedlichsten Bereichen keine Meldungen zur 
Wirecard AG kommen, überhaupt eine Möglich-
keit gehabt, zu sagen, jetzt schaut doch da mal ge-
nauer hin? Oder sind Sie darauf angewiesen, was 
bei Ihnen an Verdachtsmeldungen eingeht? Also: 
Können Sie proaktiv sagen, Ihr müsst jetzt dort 
mal prüfen, oder ist das nur eine Einbahnstraße 
an Daten, die zu Ihnen rüber kommen? 

Zeuge Christof Schulte: Das sehe ich im Wesent-
lichen als eine ziemliche Einbahnstraße an, weil 
wir ja das jeweilige Geschäftsfeld, die jeweilige 
Branche, viel weniger gut kennen, als das die je-
weiligen Behörden, die viel näher dran sind, tun. 
Gleichwohl versuchen wir, typologisiert, aus 
sonstigen Meldungen, die bei uns eingehen, An-
sätze für Aufsichtsbehörden heraus zu destillie-
ren, die wir ihnen zur Verfügung stellen. In der 
Weise, so etwas wie Sie es beschreiben, Herr Ab-
geordneter, bieten wir diesen Service. Aber ganz 
konkret zu sagen, in diesem oder jenem Bereich 
solltest du mal hinschauen, das ist für das große 
Flächenland Deutschland von einer Zentralstelle 
auch schlichtweg nicht zu leisten. 
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Sepp Müller (CDU/CSU): Okay, die Zeit ist um. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank. Dann 
geht das Fragerecht jetzt an den Kollegen 
Dr. Toncar für die FDP-Fraktion. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Herr Schulte, wenn 
ich nochmal die Zahl der Verdachtsmeldungen, 
die sich auf den Zeitraum 2019/2020 insgesamt 
bezogen, und die aus heutiger Sicht Treffer wa-
ren – – Also, wenn ich Sie richtig verstanden ha-
ben: 119 plus 54. Wenn ich das nochmal vor Au-
gen halte – ist das für ein DAX-Unternehmen 
eine übliche Größenordnung? Gibt es DAX-Unter-
nehmen, wo Sie auch 174 Verdachtsmeldun-
gen/Treffer finden in anderthalb Jahren? Oder ist 
das herausragend viel? 

Zeuge Christof Schulte: Das sind ja jetzt Meldun-
gen, bei denen wir gesagt haben, sie haben im en-
geren Sinne – bzw. nicht Meldungen, sondern 
Sachverhalte, weil da ja auch Spontanmitteilun-
gen mit dabei waren – mit den deliktischen Vor-
fällen zu tun. In der letzten Zeit hatten wir ja 
zum Glück nicht einen ähnlichen Skandal, so-
dass wir eine ähnliche Filterung nicht machen 
mussten. Es ist natürlich so: Wenn wir bei unse-
rem Datenbestand mit einem x-beliebigen Insti-
tutsnamen, den Sie aufrufen können, durchfiltern 
würden, kämen wir auf immer ähnliche Größen-
ordnungen von Meldungen, die alle in Deutsch-
land tätigen Institute berühren.

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay, können Sie mal 
sagen, wenn Sie jetzt diese ganzen Zahlen ge-
nannt haben: Wie sicher kann man denn einfach 
sein, dass das auch alles abbildet? Nach welchen 
Schlagwörtern wurde denn flächendeckend ge-
sucht? 

Zeuge Christof Schulte: Bevor man in einer Aus-
schusssitzung etwas von sich gibt, möchte man 
als Beamter natürlich größtmögliche Gewissheit 
haben. Das war auch mein Bestreben, und inso-
weit habe ich einen relativ weiten Maßstab anle-
gen lassen. Hinterher bereut man es ein bisschen, 
weil auf jeden Fall relativ hohe Zahlen im Raum 
sind, die ja jetzt hier auch immer wieder zitiert 
werden. Aber trotzdem fühle ich mich wohler da-
mit. Wir haben den Filter relativ weit gespannt 

und alle denkbaren Schlagwörter von delikti-
schen Vorgehensweisen, die hier irgendwie im 
Kontext standen, mit untersuchen lassen, also 
„Vorteilsname“*, „Roundtripping“ und derglei-
chen. Und all diese Schlagwörter, wenn ein Tref-
fer vorlag, haben dann dazu geführt, dass wir die 
Meldungen auch als relevant angesehen haben.

Dr. Florian Toncar (FDP): Haben Sie denn nur 
nach „Wirecard“ oder „Wire-“ oder so etwas ge-
sucht, oder haben Sie auch andere Tochtergesell-
schaften gesucht? 

Zeuge Christof Schulte: Wir haben uns bemüht, 
nach allen uns bekannten Tochtergesellschaften 
insgesamt zu suchen.

Dr. Florian Toncar (FDP): Also auch Al Alam? 
Also, das ist jetzt keine Tochtergesellschaft, das 
sind ja TPA-Partner. Haben Sie Al Alam oder 
Senjo oder so, haben Sie das auch gesucht?  

Zeuge Christof Schulte: Das weiß ich jetzt nicht. 
Ich habe das kompetenten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern übertragen, mit dem allerdings klar 
gefassten Auftrag, „sucht alles raus, was damit zu 
tun hat“. Und so ist der Auftrag auch abgearbeitet 
worden.

Dr. Florian Toncar (FDP): Wenn Sie einen risiko-
basierten Ansatz machen – – als risikobasierter 
Ansatz, wie Sie es angedeutet haben „Verfol-
gungswahrscheinlichkeit aus der Perspektive ei-
nes deutschen Strafverfolgers“ – ist das so grob 
richtig umschrieben? 

Zeuge Christof Schulte: Korrekt. Also das heißt, 
es ist eine Mischung aus durch die nationale Ri-
sikoanalyse der Bundesregierung identifizierten 
Schwerpunktfeldern, die sogenannte NRA. Und 
dann, in der Tat, wir koppeln das rück mit Straf-
verfolgungsbehörden. Wir haben eine Liste von 
zehn Risikofeldern, die wir mit den Landeskrimi-
nalämtern, mit dem BKA, abgestimmt haben.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Hat es denn Folgen für 
Ihre Behandlung von dem großen Bestand an ein-
gehenden Verdachtsanzeigen, wenn ein Unter-
nehmen, jetzt beispielsweise einer DPR-Prüfung 
unterzogen ist, oder einer KPMG-Prüfung, oder es 
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ernst zu nehmende Vorwürfe der Bilanzfälschung 
gibt, was ja 2019 auch in der Zeitung stand? Än-
dert das die Behandlung, oder ist Ihr risikobasier-
ter Ansatz nur ausschließlich deliktsbezogen? 
Haben Sie bei Wirecard irgendwann mehr geprüft 
als Sie vielleicht bei anderen Unternehmen ge-
prüft haben? 

Zeuge Christof Schulte: Also, der risikobasierte 
Ansatz führt nicht zu einer Verengung des Wahr-
nehmungsfeldes. Wir haben einen eigenen Be-
reich – strategische Analyse –, der für jede Form 
von neuem Deliktstyp und von neuer Erschei-
nungsform immer offen ist. Und nicht nur offen 
ist, sondern der bewusst analysiert, ob im Mel-
dungsbestand auch Dinge sind, die zwar nicht zu 
den Risikofeldern gehören, aber nunmehr so po-
tent und bedrohlich erscheinen, dass sie auch in 
die Bearbeitung zu nehmen sind.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Kann das denn auch – 
nur um es nochmal konkret zu fragen – kann 
denn das auch dazu führen, dass ein bestimmtes 
Unternehmen, das im Gespräch ist, wo vielleicht 
auch Prüfungen laufen, wo Verfahren laufen, in-
tensiver überwacht wird als vorher? 

Zeuge Christof Schulte: Ein Unternehmen eher 
nicht – eher ein Modus, dass man also sagt, eine 
bestimmte Typologie prägt sich aus. Denn Unter-
nehmungen lassen sich schnell gründen, und las-
sen sich schnell abwandeln. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Aber wenn wir jetzt 
Wirecard AG nehmen ist nichts – – Also einfach 
mal die Muttergesellschaft, die blieb ja konstant. 
Hat sich die Wirecard-Bank AG – – muss man 
korrekt sagen, ist ja auch unter Geldwäscheinten-
sivaufsicht geraten, 2017, wenn ich mich recht 
erinnere, oder 2018. Hat das irgendwas verändert 
bei Ihnen, mit Blick auf die Verdachtsmeldun-
gen, die in die Richtung gehen? 

Zeuge Christof Schulte: Sie sehen ja, dass bei den 
Verdachtsmeldungen, die bei uns eingegangen 
sind, aus vielen 1 000 heraus, wir zwei herausge-
zogen haben, analysiert haben, abgeglichen ha-
ben mit Informationen, beispielsweise auch sehr 
kritischer Art, und sie dann auch weitergegeben 
haben.  

Dr. Florian Toncar (FDP): War das Folge eines 
veränderten und verschärften, genaueren Prüfan-
satzes? Oder hätten Sie die so oder so gefunden? 

Zeuge Christof Schulte: Nein, ich denke das war 
schon – – Also wenn nicht darüber publiziert 
worden wäre – – Also das ist sehr spekulativ, 
Herr Abgeordneter, was hätten meine Mitarbeiter 
von dem Sachverhalt gedacht, wenn nicht gleich-
zeitig (akustisch unverständlich)*. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ich will ja nicht speku-
lieren, das wäre auch falsch. Haben Sie irgend-
wann mal zwischen 2015 und 2020 auf die Wire-
card AG oder die Wirecard-Bank AG bezogen, 
Ihre Raster verschärft, sozusagen, das Sieb enger 
gestrickt? 

Zeuge Christof Schulte: Zunächst mal, gibt es die 
FIU erst seit 2017. Das Raster enger gestrickt, ist 
glaube ich nicht der richtige Ansatz. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Also, Sie haben es 
nicht gemacht? 

Zeuge Christof Schulte: Kritisch, man sieht ja an 
den beiden weitergereichten Meldungen, dass 
eine Meldung einer Bank, die dem Wirecard-Un-
ternehmen unlauteres Verhalten vorgeworfen hat, 
vor dem Lichte dieser Berichterstattungen in ein 
schräges Licht geraten ist, oder bei uns in die 
Wahrnehmung geraten ist.

Dr. Florian Toncar (FDP): Was können Sie denn 
sagen – – Sie haben ja ausgeführt – als Sie das 
letzte Mal im Finanzausschuss waren –, dass die 
Akten grundsätzlich drei Jahre aufbewahrt wer-
den, es sei denn Sie sind in der Zwischenzeit an-
gefasst worden, dann könnte man die Datenbe-
stände auch länger archivieren. Was können Sie 
uns denn sagen, sozusagen, zu den Datenbestän-
den die Sie geerbt haben? Zugegebenermaßen aus 
der Zeit von vor 2017. Mitte 2017 war ja genau 
drei Jahre vor Bekanntwerden des Wirecard-
Falls. Haben Sie noch Daten aus Meldungen, die 
sozusagen vor dem 01.07.2017 bei Ihrer Vorgän-
gerorganisation eingegangen sind? 
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Zeuge Christof Schulte: Wir haben die Daten, al-
lerdings in nicht besonders gut aufbereiteter Fas-
sung, und in für uns nicht besonders gut recher-
chierbarer Weise. Das war ja damals auch nicht 
erforderlich, weil, das darf ich in Erinnerung ru-
fen, wir zum damaligen Zeitpunkt ja noch das 
Modell hatten, dass alle Meldungen ohnehin di-
rekt an die jeweiligen regionalen Strafverfol-
gungsbehörden gegangen sind. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank, Kol-
lege Toncar. Und das Recht zum Fragen geht jetzt 
an die SPD-Fraktion, wer möchte? Dr. Zimmer-
mann für die SPD-Fraktion, bitte schön. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Herr Schulte, es ist natürlich ein 
bisschen, auch für uns, schade, dass sag ich mal 
gerade die Dinge, wo bei Ihnen ja offenbar einiges 
genau richtig gelaufen ist, dass wir über die jetzt 
nicht so sprechen können. Aber das bayerische 
Innenministerium hat uns Unterlagen überlassen, 
wo es auch um diese, Ihre Anzeigen geht. Und da 
sind zumindest ein paar Informationen geliefert. 
Und ich würde jetzt vermuten, dass wir zumin-
dest uns über diese Informationen, die uns aus 
Bayern geliefert wurden, zumindest ein bisschen 
reden können. Und da würde mich nochmal inte-
ressieren, da geht es nämlich bei der – – Also, 
das steht hier ja alles, deswegen kann ich es auch 
einfach sagen– also, es gibt hier die Erste, die 
Unikredit AG, da gab es am 7. Februar 2019 die 
Verdachtsmeldung. Sie haben da schnell gearbei-
tet; das war am 15.02. bei der Staatsanwaltschaft 
und ist dann aber relativ schnell eingestellt wor-
den.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wenn Sie die 
MAT-Nummer noch für das Protokoll – –

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Verzeihung, die 
Matt-Nummer ist BayStMI 1_00303 Seite 2. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Danke. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Also, das ist dann 
irgendwie relativ fix eingestellt worden. Und da 
steht dann: 

…da damals keine zureichenden 
tatsächlichen Anhaltspunkte für 
eine inkriminierte Herkunft der 
Gelder … vorlagen… 

Also das heißt, Ihre Leute haben eigentlich – – 
War falscher Alarm, oder? Ich will Sie jetzt nicht 
aufs Glatteis führen, aber sozusagen es ist ja – – 
Also, oder sagen wir mal andersrum: Haben Sie 
sich damals eigentlich – – haben Sie das damals 
mitbekommen, dass das dann relativ fix einge-
stellt wurde? 

Zeuge Christof Schulte: Ich kann mich jetzt gar 
nicht dran erinnern, ob ich das damals mitbe-
kommen habe. Rückblickend haben wir uns dann 
gefragt, warum ist das so gewesen. Aber es ist na-
türlich so, dass die Justiz auch andere Dinge 
noch prüfen muss. Wir müssen nicht anreichern 
bis zu einer Verdachtsschwelle wie es die Justiz 
muss. Für uns reicht ja ein etwas niederschwelli-
ger Verdacht aus.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Gut, Sie haben ir-
gendwann mal aus den Verdachtsmeldungen und 
so weiter berichtet. Das steht jetzt nicht hier drin, 
deswegen will ich auch nicht danach fragen. 
Aber haben Sie sich dann umgekehrt gewundert, 
dass es dann wieder aufgenommen wurde, die 
Ermittlungen? 

Zeuge Christof Schulte: Nein, haben wir uns 
nicht gewundert, weil die damaligen Angaben ja 
nach unserer Wahrnehmung gut in das nach dem 
22.06. zu Tage getretene deliktische Handeln von 
Wirecard passten. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Könnten Sie noch-
mal was dazu sagen – – Von dem Überblick an 
Geldwäscheverdachtsmeldungen, die bei Ihnen 
vorliegen: Wie viele dieser Meldungen sind ein-
fach Fälle, wo Wirecard irgendwie durchleiten-
des Unternehmen, beteiligtes Unternehmen war, 
Wirecard-Bank auch? Und wie hoch ist der An-
teil von Geldwäscheverdachtsmeldungen, die 
Wirecard an sich betroffen haben oder Akteure 
der Wirecard?

Zeuge Christof Schulte: Also, ich schätze mal, 
dass von diesen, von uns herausdestillierten, die 
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Bruttosumme von gut 2 000 zum 01.10. des ver-
gangenen Jahres –, dass davon gut 90 %, mindes-
tens gut 90 %, nur solche technischen Erwäh-
nungen von Wirecard sind, wie sie Abgeordneter 
Dr. Toncar auch gerade angesprochen hat, wo der 
Begriff auftaucht, wo das Institut irgendwie betei-
ligt war an der Abwicklung eines Zahlungs-
stroms. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Sie hatten gesagt, 
Sie haben ein bisschen was von der FIU alt ge-
erbt. Da gab es 2016, 2017 einige Meldungen, die 
die Wirecard betroffen hatten. Die sind auch hier 
irgendwo in einem Dokument aufgeführt. Wissen 
Sie was über diese Wirecard-Themen von der 
FIU alt?

Zeuge Christof Schulte: Nein, dazu wissen wir 
jetzt nichts Konkretes. Die sind ja dann allesamt 
– wie ich gerade schon gesagt habe – an die Straf-
verfolgungsbehörden gegangen. Im Regelfall ver-
folgen ja entweder die Strafverfolgungsbehörden 
so etwas weiter und wissen dann ja „jetzt lohnt 
es sich bei der FIU mal zu fragen“. Dafür gibt es 
die sogenannten Ersuchen. Also, wenn solche 
Vorgänge noch irgendwo Gegenstand von Straf-
verfolgung gewesen wären, gehe ich davon aus, 
dass die jeweilige Strafverfolgungsbehörde sich 
auch bemüht hätte, bei uns dann zu fragen, „übri-
gens, wir sind da noch immer dran, hast du was 
Neueres?“. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Als Sie im Finanz-
ausschuss waren, ging es auch um Rückfragen in 
Singapur bei den Behörden dort. Da ging es dann 
auch Hin und Her, wo man da – – wer da eigent-
lich zuständig ist und so weiter. Haben Sie ei-
gentlich mittlerweile Rückmeldung aus Singapur 
bekommen?

Zeuge Christof Schulte: Das entzieht sich zur Zeit 
meiner Kenntnis. Ob wir da Rückmeldung be-
kommen haben, weiß ich im Moment nicht aus-
wendig.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Okay, dann ein 
weiterer Themenkomplex: Die Commerzbank hat 
einen – – sie haben ein neues Wort kreiert, weil 
außer bei der Commerzbank kennt es niemand. 
Sie haben einen Soft Exit gemacht, also kein 

Brexit, sondern Sie haben ein Soft Exit gemacht, 
im Mai 2019, wo sie – – sie waren Konsortialfüh-
rer eines sehr großen Kredites an die Wirecard, 
und haben dann aber irgendwie den Entschluss 
gefasst, das ist irgendwie doch kein Unterneh-
men, mit dem sie mehr zusammenarbeiten wol-
len. Und da gibt es dann intern – – wird da von 
der Commerzbank angeführt als ein Grund dafür, 
dass es 1 500 Geldwäscheverdachtsmeldungen 
gegen die Wirecard gäbe. Das haben Sie ja intern 
auch versucht nachzuvollziehen. Zu welchem Er-
gebnis sind Sie da gekommen?

Zeuge Christof Schulte: Also mir ist diese Zahl – 
nach meinen Erinnerungen vor ungefähr einem 
Jahr oder dergleichen – auch vorgetragen worden. 
Und sie soll geäußert worden sein von einem 
Vertreter der Commerzbank in einer Besprechung 
bei der IZB*. Und das habe ich zum Anlass ge-
nommen – weil wir diese Zahl an unserem Mel-
dungsbestand überhaupt nicht nachvollziehen 
können – bei der Commerzbank rückzufragen. 
Und nach dortigem Bekunden handelt es sich um 
ein Missverständnis. Auch die Commerzbank 
ginge nicht davon aus, in einer solchen Größen-
ordnung Meldungen abgegeben zu haben. Viel-
mehr handelt es sich um Transaktionen. Auch 
Transaktionen in einer solchen Größenordnung 
sind uns allerdings nicht gemeldet worden, son-
dern in einer deutlich geringeren Größenord-
nung. Insofern ist die Zahl – glaube ich nach all-
seitigen Verständnis – unzutreffend

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Aber ist denn die 
Commerzbank irgendwo in größerem Maße bei 
Geldwäscheverdachtsmeldungen in Richtung der 
Wirecard aufgefallen? Also, dass die besonders 
häufig auch irgendwie was abgegeben hätten oder 
gemeldet hätten? 

Zeuge Christof Schulte: Ja, nach meiner Erinne-
rungen sind auch schon in den vor dem 22.06. 
eingegangen Verdachtsmeldungen, eine größere 
Zahl von Meldungen, die von der Commerz-
bank AG stammen. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Zur Bearbeitung 
des ganzen Themas Wirecard – das ist schon an-
gesprochen worden – haben Sie mit der BaFin 
zusammen eine Taskforce gegründet. Könnten 
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Sie nochmal skizzieren, was da sozusagen die 
Stoßrichtung ist, und was Sie da beitragen?

Zeuge Christof Schulte: Die Abläufe im Hinblick 
auf den Komplex Wirecard sollen sich ja nicht 
wiederholen. Wir wünschen uns alle für den Fi-
nanzstandort eine frühere Detektion kriminellen 
Handelns in diesem Umfang. Und wir sind schon 
überzeugt, dass man mit einem weiter optimier-
ten Austausch – um den haben wir uns schon 
vorher bemüht, aber man darf die Augen vor der 
Realität nicht verschließen – hier noch einen bes-
seren Beitrag liefern könnte. Insoweit haben wir 
in dieser Taskforce zunächst mal das Gesamtge-
schehen aufgearbeitet und systematisch erfasst, 
welche Form von Zusammenarbeit hat es gege-
ben, war diese oder jene Form von Zusammenar-
beit richtig oder nicht, lässt sich das optimieren. 
Wir haben inhaltliche Felder definiert, anhand 
derer wir denken, dass wir hier besonders ris-
kante Praktiken standardisiert erkennen können, 
wie beispielsweise das Roundtripping. Und wir 
haben uns auf Modi der Zusammenarbeit für die 
Zukunft verständigt, mit denen wir sicherstellen 
wollen, dass sich solche Phänomene, komplexe 
Zusammenhänge, nicht in der gleichen Weise 
wiederholen. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Jetzt waren wir ja 
mal mit einigen Mitgliedern des Finanzausschus-
ses auch bei Ihnen in Köln und haben uns da-
mals ja auch das System und auch die Bearbei-
tung zeigen lassen. Und ich sag mal, die große 
Chance – auch der Art und Weise, wie datenge-
trieben Sie eigentlich arbeiten – ist ja, dass man 
eben wirklich diesen großen Datenpool zur Ver-
fügung hat. Jetzt meine Frage – ich weiß nicht, ob 
Sie es beantworten dürfen, aber es wär sehr inte-
ressant: Haben Sie mal Jan Marsalek in Ihr Sys-
tem eingegeben und geschaut, was rauskommt?

Zeuge Christof Schulte: Also, ich hoffe ja fast, 
dass das mal von meinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern gemacht wurde. Ich habe es selber 
nicht gemacht. Ich setze mich nicht selber an un-
ser System; vor dem Schaden will ich unser Sys-
tem bewahren. Aber dass meine Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern erst recht nach allen Vorstand-
mitgliedern und ehemaligen Vorstandsmitglie-
dern gesucht haben, das ist so. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Und haben die was 
gefunden? Also jenseits von dem wir schon wis-
sen?

Zeuge Christof Schulte: Jenseits von dem Sie 
schon wissen gehe ich nicht davon aus, weil es 
sonst ja hätte Eingang nehmen sollen, weil ich ja 
bewusst habe suchen lassen, auch nach bekann-
ten Vorstandsmitgliedern, Aufsichtsratsmitglie-
dern und dergleichen.  

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Okay, vielen Dank. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann geht es wei-
ter mit dem Kollegen Fabio De Masi für die Frak-
tion Die Linke. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Guten Morgen Herr 
Schulte. Ist es zutreffend, dass die FIU kürzlich 
Geldwäscheverdachtsmeldungen an das Landes-
kriminalamt in Bayern übermittelt hat, die sich 
auf die bei der Wirecard Bank AG geführten Kon-
ten beziehen? Dort geht es um Geldwäschever-
dachtsmeldungen im Zusammenhang mit On-
line-Glücksspiel und der italienischen ’Ndrang-
heta, und dass diese Geldwäscheverdachtsmel-
dung aus dem vergangen Jahr stammen – ich 
glaube, aus dem Zeitraum November August und 
März oder Mai – und diese erst kürzlich an das 
LKA abgegeben wurden.  

Zeuge Christof Schulte: Das ist mir, Herr Abge-
ordneter, so in der Weise, wie Sie es beschreiben, 
positiv nicht bekannt. Zutreffend ist, dass wir – 
das hatte ich ja schon eingangs gesagt – im Zuge 
des Bekanntwerdens der Vorfälle um Wirecard 
nach dem 22.06. den Gesamtmeldungsbestand 
durchgesehen haben. Ob jetzt dabei auch Vorgän-
ger augenfällig geworden sind, die möglicher-
weise Berührung zu einer der von Ihnen erwähn-
ten Organisation haben, ist mir nicht bekannt.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Also wurden Ihnen 
jetzt nichts aus Ihrem eigenen Hause – heute 
auch in Vorbereitung auf die Sitzung – mitge-
teilt? 

Zeuge Christof Schulte: Also, ich habe diesen 
Ordner gut gelesen. Ob das jetzt konkret da – – 
also das ist mir nicht erinnerlich. 
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Fabio De Masi (DIE LINKE.): Okay. Könnten Sie 
das im Nachgang unserer Sitzung nochmal erhel-
len, ob da kürzlich eben Meldungen weitergelei-
tet wurden, die schon sehr lange bei Ihnen im 
Haus liegen? In diesem Sachzusammenhang, den 
ich gerade geschildert habe. 

Zeuge Christof Schulte: Gut, mit dem Qualifikati-
onsmerkmal –  das kann man sicherlich, weil in 
der Tat ist es natürlich gerade der Sinn der Ope-
ration gewesen, dass wir jetzt auch lang– –

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Mit den Merkmalen, 
die ich gerade benannt habe. Das würden Sie 
nachreichen, gut.  

Ich erinnere mich noch sehr gut an die Sommer-
pause, weil das war nicht so richtig Pause, und 
dann war ich gerade in Rom beim Joggen und be-
kam einen Anruf von Journalisten, weil dort eine 
Diskrepanz festgestellt wurde in den bisherigen 
Beantwortungen von unseren Anfragen bezüglich 
der Treffer mit Bezug zu Wirecard. Einfach noch-
mal zur Erläuterung – diese Zahl, die sich da 
ständig erhöht hat, bei dem was Sie in Ihrem Sys-
tem gefunden haben: das hatte damit zu tun, dass 
Sie rückwirkend einfach nochmal Ihre Datenbe-
stände durchgegangen sind, korrekt?  

Zeuge Christof Schulte: Korrekt.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Gut, hier in den Un-
terlagen befindet sich ein Dokument 
MAT A BMF-9.11 Blatt 30, und da ist so ein 
Sprachgebrauch drin, den ich nicht ganz ver-
stehe. Da steht – das ist jetzt VS-NfD, das kann 
ich ja hier jetzt zitieren –: 

Die Leitungsentscheidung von 
AL D wurde zwischenzeitlich ein-
geholt. Demnach wurde der spezi-
fische Auftrag an D 62 erfüllt und 
die in Rede stehende Meldung 
kann nunmehr „entshielded“ wer-
den und bei D 5 in die dortige 
Analyse einfließen. 

Zusatz für Frau Kordesch: 
In Hinblick auf die PEP-Relevanz 
bat AL D um Unterrichtung über 
das Ergebnis der Analyse und ins-
besondere um Vorlage vor Abgang 

im Falle einer beabsichtigten Ab-
gabe an eine Strafverfolgungsbe-
hörde. 

Zusatz für Herrn Kempken: 
Ich bitte, die in Rede stehende 
Verdachtsmeldung zu „entshiel-
den“ und Fr. Kordesch entspre-
chend zu unterrichten. 

Und davor gab es noch eine E-Mail, die sich auch 
darauf bezieht: 

Guten Morgen, 
leider kann eine Freigabe dieser 
Verdachtsmeldung aus Gründen 
der Geheimhaltung nicht erfolgen, 
eine Leitungsentscheidung steht 
derzeit noch aus.  

Das kommt von der FIU, Bereich Staatsschutz. 
Können Sie uns sagen, was mit „entshielden“ ge-
meint ist? 

Zeuge Christof Schulte: Mit shielding meinen 
wir, dass Meldungen im Gesamtbestand der FIU 
nur für einen ausgewählten Kreis von Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen zugänglich sind. Insbeson-
ders werden so Meldungen behandelt, die zu 
Phänomenen der Terrorismusfinanzierung und 
anderer staatsgefährdender Phänomenen gehö-
ren.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Das bedeutet hier in 
diesem Fall? Was ist da passiert? Da wurde ent-
shielded – und dann? 

Zeuge Christof Schulte: Dann, also das ist jetzt 
schwer zu rekonstruieren. Anhand der Dinge die 
Sie vorgelesen haben, würde sich mir erschlie-
ßen, dass – –

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Weil das so schwer 
zu rekonstruieren ist, habe ich Sie ja gefragt. 

Zeuge Christof Schulte: – – dass ein Vorgang zu-
nächst geshielded war, und dann aber gesagt 
wurde, er gehört nicht in die Bearbeitung des 
Shielding-Bedarfs, sondern sie kann im allgemei-
nen – das Referat 5 ist das Referat allgemeine 
operative Analyse – behandelt werden, ohne be-
sonderes Shielding. Damit ist die Meldung dann 
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sichtbar, auch für alle anderen Beschäftigten der 
operativen Analyse der FIU.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Okay. Sie hatten – 
Sie erinnern sich sicher, dass auch schon mal 
eine Rolle spielte, auch in der öffentlichen De-
batte, Geldwäscheverdachtsmeldungen im Zu-
sammenhang mit Herrn Marsalek und Kredit-
bank, und der Hausbank von Herrn Marsalek und 
Herrn Braun. Da gab es Vorgänge, die bei der 
Staatsanwaltschaft lagen, die – glaube ich – unge-
fähr im Zeitraum von zwei Monaten geprüft wur-
den, und dann wurde das eingestellt. Sie haben 
hier schon auf die Staatsanwaltschaft verwiesen. 
Aber können Sie etwas zu den an Sie kommuni-
zierten Einstellungsgründen sagen? 

Zeuge Christof Schulte: Das ist ja der Komplex, 
den Abgeordneter Herr Dr Zimmermann auch ge-
rade angesprochen hat. Das war nach meiner Er-
innerung eine Einstellung nach 152 StPO, also 
ohne das Vornehmen besonderer Ermittlungs-
schritte.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Ohne das Vorneh-
men besonderer Ermittlungsschritte, okay gut. 
Verzeihen Sie, ich war kurz austreten, wie es so 
schön heißt. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Kollege De Masi – 
die Zeit ist rum. Es wäre dann die Kollegin von 
Bündnis 90/Die Grünen an der Reihe.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Guten 
Abend, gute Nacht. 

Zeuge Christof Schulte: Guten Abend, Frau Paus. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Schulte, wir haben eine MAT A BMF-21.12 
Blatt 331, da geht es nochmal um die gemein-
same Taskforce, die jetzt eingerichtet worden ist, 
aus BaFin und FIU. Sie hatten hier eben auch 
beim Eingangsstatement nochmal gesagt, dass Sie 
auch in der Rückschau sagen, Sie haben das alles 
richtig gemacht. In dieser Vorlage steht drin, dass 
jetzt Ihre Erkenntnis ist: 

Es zeichnet sich ab, dass zu Zwe-
cken der Geldwäscheprävention 

tatsächlich ein bisher unbekanntes 
Handlungsmuster abgeleitet wer-
den könnte; hier ist aber noch ver-
tiefende Analysearbeit notwendig. 
BaFin-seitig erfolgt derzeit eine 
Aufarbeitung des sogenannten 
„Third-Party-Acquirings“ (An-
nahme und Abechnung von Zah-
lungsvorgängen) über neue Inter-
mediäre in Drittstaaten“. Dieses 
Handlungsmuster konnte im Fall 
Wirecard insb. im asiatischen 
Raum als weit verbreitet und po-
tenziell geldwäscheanfällig identi-
fiziert werden. Zeitnah wird die 
BaFin hierzu Kontakt mit der Ab-
teilung für strategische Analysen 
bei der FIU aufnehmen, um diese 
mögliche Typologie zu vertiefen. 

Das ist das eine Dokument. Und dann haben wir 
aber auch das andere Dokument MAT A BMF-
8.11 Blatt 12. Das ist ein Onepager; das ist eine 
Verdachtsmeldung von J. P. Morgan, und die ist 
vom 08.08.2017. Nach dieser Unterlage von 
Ihnen – – daraus geht hervor, dass Sie das im 
März 2018, also ein halbes Jahr später, aufgenom-
men haben, und im April 2018 dann auch bewer-
tet haben. Da steht drin unter „Kategorie“, dass J. 
P. Morgan gemeldet hat „TPA + Marktmanipula-
tion“, dass das der Verdachtsmoment ist von J. P. 
Morgan. Dann kommt unter „Gegenstand und Er-
gebnis“ Ihrer Analyse: 

 Hinweise auf Geldwäsche 
oder Terrorismusfinan-
zierung waren nicht er-
sichtlich. 

 Es wurde keine tiefge-
hende Analyse durchge-
führt, da diese bei Korres-
pondenzbankentransakti-
onen – aufgrund des 
mangelnden Deutsch-
landbezuges – zumeist 
keine Erkenntnisgewinne 
liefert. 

Und es wurden auch keine Abfragen durchge-
führt.  

So, aber zumindest der Sachverhalt, das Thema 
TPA und Marktmanipulation, ist Ihnen ja mit 
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dieser Verdachtsmeldung von J. P. Morgan am 
08.08.2017 unterbreitet worden. Und jetzt ist Ihre 
eigene Analyse, „das stimmt, das ist ein Sachver-
halt, den sollte man vertieft analysieren, da gibt 
es schon ein großes Potenzial an Geldwäschever-
dacht“. Können Sie das nochmal in Relation 
bringen? Warum das 2017, oder 2018 haben Sie 
sich das ja erst angeschaut, von Ihnen so bewertet 
wurde und heute anders bewertet wird? Und wa-
rum es trotzdem richtig war, dass Sie es 2018 so 
bewertet haben, wie Sie es getan haben?  

Zeuge Christof Schulte: Ich muss zunächst voran-
stellen, ich kann jetzt natürlich nicht nachvoll-
ziehen aus welchen Dokumenten – – 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich kann 
Ihnen beide Blätter hier geben, das ist kein Prob-
lem. Wir können die Zeit anhalten, dann zeige 
ich Ihnen das. 

Zeuge Christof Schulte: Also, vielleicht beant-
worte ich das erst generell, und dann gucken wir 
mal, ob das erforderlich ist. Weil, zunächst mal 
einzuschätzen, dass ein Vorgang riskant ist, oder 
dass ein Vorgang denkbarer Weise anstößig ist, 
muss noch immer nicht dazu führen, dass die 
FIU den Vorgang dann auch an eine Strafverfol-
gungsbehörde abgibt. Weil, gerade bei Korrespon-
denzbankbeziehungen ein prägender Umstand 
ist, dass wir häufig keinen Inlandsbeteiligten ha-
ben. Dann, Frau Abgeordnete, dann finde ich für 
den Sachverhalt – so dramatisch er sich auch an-
hören mag, und vielleicht für Aufsicht oder wen 
auch immer möglicherweise praktisch nutzbar ist 
– keinen geeigneten Adressaten für die FIU. Denn 
die Adressaten für die FIU sind deutsche Straf-
verfolgungsbehörden, und die suchen nach ei-
nem Inlandsbeteiligten. Bei Korrespondenzbank-
beziehungen ist häufig prägend, dass Sie eine 
Transaktion haben, die nur unter Zuhilfenahme 
eines deutschen Dienstleisters abgewickelt wird, 
bei der aber alle aktiv Beteiligten in anderen Ju-
risdiktionen sitzen. Ich hoffe; das ist Ihnen end-
lich* klar geworden. Also beispielsweise: Eine 
Zahlung aus Land A soll an Land B gehen, und 
ein großer deutscher Zahlungsdienstleister wi-
ckelt das als Korrespondenzbank ab. Damit kann 
ich keine Staatsanwaltschaft begeistern, hier Er-
mittlungen zu führen, weil sie keinen deutschen 

Tatbeteiligten haben. Insoweit ist das gelegent-
lich leider so, dass wir denken, na ja, da ist ja ir-
gendwas nicht in Ordnung, machen dann Spont-
anmitteilungen – das werden Sie dann, wenn Sie 
den Aktenbestand durchsehen ganz häufig sehen 
–, dass wir dann an ausländische FIUs Spontan-
mitteilungen machen, in der Hoffnung und Er-
wartung, dass dann dort, wo ja dann in dem an-
deren Land die Beteiligten sitzen, Strafverfolgung 
denkbarer Weise eingeleitet wird.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Darf ich 
jetzt trotzdem nochmal fragen: Also, Sie haben 
daraus dann eben keine Abgabe gemacht – das ist 
bei Ihnen „Die Nichtabgabe erfolgte auf Basis ei-
ner zu damaligen Zeitpunkt sachgerechten Ent-
scheidung“? Das ist aber nicht weiter verfolgt 
worden, richtig? 

Zeuge Christof Schulte: Wie gesagt, das kann ich 
hier jetzt nur bestätigen, dass das so sein kann, 
aber – –

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Okay, 
dann frag ich nochmal anders: Wie ich es ja vor-
gelesen habe, haben Sie selber festgestellt in der 
Kategorisierung „Kategorie TPA und Marktmani-
pulation“. Und das ist auch der Sachverhalt – 
also festgestellte Auffälligkeiten von J. P. Morgan 
waren: 

- Der Verpflichtete meldet die 
Transaktionen aufgrund der Betei-
ligung von Hochrisiko-Geschäfts-
bereichen … in Hochrisiko-Län-
dern (Belize, Zypern) 

und es ging um Beratung- und Zahlungsabwick-
lungen: 

- Für die Transaktionen von Wire-
card sieht der Verpflichtete eine 
unklare Herkunft der Gelder und 
Auftraggeber sowie das Fehlen 
von geschäftlicher Plausibilität ge-
geben. 

Sie haben gerade geschildert, warum Sie trotz-
dem zu einer anderen Bewertung gekommen 
sind. So, jetzt haben Sie ja die gemeinsame 
Taskforce mit BaFin und FIU – und da hatte ich 
jetzt doch gedacht, Sie wollen das jetzt zukünftig 
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anders machen. Jetzt haben Sie mir aber gerade 
nochmal erklärt, warum das trotzdem irgendwie 
schwierig ist. Können Sie mir da mal erläutern, 
wie man es doch anders machen könnte? Was ist 
jetzt der neue Erkenntnisstand heute – und wie 
würden Sie es heute anders machen? 

Zeuge Christof Schulte: Okay, das kann ich gerne 
tun. Weil, das ist natürlich eine Erkenntnis, die 
wir ziehen, dass solche Sachverhalte trotz des 
Fehlens eines Inlandsbeteiligten aufsichtsrecht-
lich interessant sein könnten, und insoweit Ge-
genstand dann des Austausches mit der BaFin 
sein sollten, wenn noch einmal in gehäufter 
Form solche Sachverhalte anlanden sollten. Das 
hat aber nichts damit zu tun, dass wir solche 
Sachverhalte, dass wir irgendwelche Aussteue-
rung an Strafverfolgungsbehörden machen könn-
ten. Die würden auch weiterhin damit nichts an-
fangen können, weil der Tatbeteiligte fehlt. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Meine 
Zeit ist leider um. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich würde gerne da 
weitermachen, wo wir aufgehört haben. Sie ha-
ben gesagt, dass es üblich sei, dass Geschäftsbe-
reichsleiter eingenordet werden. Ich will Ihnen 
vorführen, wozu das führt: Frau Paus fragte in 
selbiger Sitzung über die Taskforce und die Zu-
sammenarbeit der BaFin und dann führt sie aus. 
Antwort Christof Schulte: 

Da habe ich zwar eine andere 
Idee; aber diese Zusammenarbeit, 
die fehlt mir. 

Nochmal, ich habe ja eben aus dem Zitat, was sie 
zu sage haben, also Sie haben eine genaue 
Marschroute bekommen, was Sie zu sagen haben. 
Hier steht in Ihrer Marschroute aus dem Schrei-
ben 

- Zusammenarbeit mit der BaFin 
war vor Bekanntwerden der Vor-
würfe gut und bestand in regelmä-
ßigen Austauschen; nach Bekannt-
werden der Vorwürfe wurde Zu-
sammenarbeit intensiviert 

mit der Taskforce. 

Ihre Antwort auf die Frage und die Feststellung 
einer Abgeordneten, hier der Abgeordneten Paus 
– Hier die Sprachvorgabe, Ihre Äußerung in der 
Sitzung, der Sondersitzung: 

In der Tat: Die Zusammenarbeit 
zwischen der FIU und der BaFin 
findet schon seit ehedem regelmä-
ßig, vertrauensvoll und offen statt. 

Jetzt nochmal die Frage: Haben Sie besseren Wis-
sens gesprochen? Ist das heute noch Ihre Auffas-
sung?  

Zeuge Christof Schulte: Ja.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Eine Frage zu dem 
Treffen: Wer war noch anwesend? Herr Kukies? 
Herr Bösinger? Wer hat die Sitzung geleitet?  

Zeuge Christof Schulte: Staatssekretär Kukies 
war* nicht in dieser Telefonschalte. Staatssekre-
tär Bösinger – bin ich mir zurzeit nicht sicher. 
Die übrigen Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
haben Sie zum Teil gerade zitiert. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gab es noch an-
dere? In dem Dokument steht, Herr Bösinger und 
Herr Kukies werden teilnehmen. 

Zeuge Christof Schulte: Ich kann es nur so, wie 
ich es erinnere, wiedergeben. Ich habe keine No-
tizen dazu gemacht, wer in der Telefonschalte 
war. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Sagen Sie aus Ihrer 
Erinnerung heraus, wer an dieser Telko teilge-
nommen hat, um Sie einzunorden.  

Zeuge Christof Schulte: Ich weise den Begriff 
„einnorden“ eindeutig zurück. Ich bin Leiter ei-
ner – – 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich nenne es „har-
monisierende Aussagen vor den Ausschussmit-
gliedern“. 

Zeuge Christof Schulte: Ich lasse mich nicht ein-
norden. 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich fand, dass es 
nach einnorden klang. Das war die Gesprächsvor-
gabe – und ich habe Ihnen eben aus dem Proto-
koll vorgelesen. Das war fast auswendig. Ich weiß 
nicht, was da noch frei war. Ich habe Ihnen eben 
vorgelesen, was Ihre Vorgabe war, Ihre Kernbot-
schaft, die Sie zu bringen hatten. Ich habe eben 
aus dem Protokoll zitiert. Das war fast eins zu 
eins. Ich würde sagen, eine Zwei, wenn es ein 
Gedicht wäre. 

Zeuge Christof Schulte: Dann hat die Bundesre-
gierung an dem Punkt sauber recherchiert, was 
die Vertreter der Bundesregierung in einer Aus-
schusssitzung zu sagen haben. Das halte ich für 
professionelles Handwerk. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich nenne es „ge-
lebte Demokratie“. Das war aber eher Ironie. 
Nochmals, wer nahm aus Ihrer Erinnerung an der 
Sitzung teil? 

Zeuge Christof Schulte: Nach meiner Erinnerung 
waren es einzelne Vertreterinnen und Vertreter 
der CDU/CSU-Fraktion und der SPD-Fraktion. 
Ich möchte den Kolleginnen und Kollegen nicht 
auf den Schlips treten. Ich merke mir aber nicht 
immer genau, wer es ist. Es ging darum, die Sit-
zung vorzubereiten, in einer Weise, dass die Bun-
desregierung mit guter Grundlage diesem Aus-
schuss, dem Finanzausschuss, Rede und Antwort 
stehen kann. Insoweit war das eine Sitzung, die 
ausschließlich dazu diente, die Regierungsvertre-
ter professionell auf den Sitzungsverlauf vorzu-
bereiten und hat nicht annäherungsweise zu ma-
nipulativen Aussagen geführt.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gab es während 
dieser Telko Meinungsverschiedenheiten? Wenn 
ja, welche? 

Zeuge Christof Schulte: Meinungsverschieden-
heiten sind mir nicht erinnerlich.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Haben Sie oder Ihr 
Vertreter der FIU während der Telko den Teil-
nehmern bezüglich Wirecard Informationen ver-
mittelt, die Sie dem Finanzausschuss in seiner 
Sitzung am 31.08. nicht mitgeteilt haben?  

Zeuge Christof Schulte: Daran erinnere ich mich 
nicht. Wir haben versucht, eine professionelle 
Vorbereitung der Vertreterinnen und Vertreter 
der Bundesregierung anzustellen. Das war auch 
Gegenstand eines ausführlichen Vortrages des 
BMF, umfassend den Sachverhalt darzustellen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wie sah Ihre Zu-
sammenarbeit mit Staatssekretär Dr. Kukies, 
BMF, bezüglich des Untersuchungsgegenstandes 
ansonsten aus? Auch so professionell wie in die-
ser Sitzung? 

Zeuge Christof Schulte: Ich habe mit Staatssekre-
tär Kukies gar keine Form der Zusammenarbeit. 
Der für unsere Behörde zuständige Staatssekretär 
ist Dr. Bösinger. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wie war die Zu-
sammenarbeit? 

Zeuge Christof Schulte: Meine Zusammenarbeit 
mit Staatssekretär Dr. Bösinger ist gut. Gehört das 
zum Untersuchungsgegenstand? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Bezüglich des Un-
tersuchungsgegenstandes? 

Zeuge Christof Schulte: Bezüglich des Untersu-
chungsgegenstandes gibt es keine engere Zusam-
menarbeit zwischen Herrn Staatssekretär Dr. Bö-
singer und mir. Über die Vorbereitung der Son-
dersitzung hinaus gibt es eine laufende Erkun-
dung des Staatssekretärs zum allgemeinen Ge-
schehen der durch ihn zu verantwortenden Be-
hörden.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich stelle die 
Frage, kann mir die Antwort jetzt aber fast vor-
stellen: Sie haben sich nicht über die Zusammen-
setzung dieser Telko und der eingeladenen Perso-
nen im Hinblick auf die Sondersitzung am 31.08. 
gewundert?  

Zeuge Christof Schulte: Ich werde nicht müde zu 
wiederholen, dass ich es für professionelles Re-
gierungshandeln halte, dass man sich auf eine 
Ausschusssitzung als Ressort vorbereitet. Mir war 
das auch vollkommen plausibel. Ich bin ehemals 
Mitarbeiter des Ministeriums gewesen. Wie sonst 
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soll sich ein Ressort auf eine Ausschusssitzung 
vorbereiten? 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nochmals – damit 
habe ich keine Probleme. Hier gehen Legislative 
und andere Gewalten unseres Staates – in Oppo-
sitions-Sprech gesagt – eine merkwürdige Me-
lange ein. 

Wir gehen in die nächste Runde. Matthias Hauer 
für die CDU/CSU-Fraktion. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Zu der letzten Be-
merkung des Vorsitzenden muss ich sagen, dass 
ich der Auffassung bin, dass es durchaus normal 
ist, dass sich Abgeordnete mit Regierungsvertre-
tern austauschen. Das sei für das Protokoll ange-
merkt. 

Ich habe die eine oder andere Frage zu dem „Dos-
sier zur Rolle der FIU bei Wirecard“. Das ist MAT 
A BMF-8.24 ab Blatt 80. Ich bin bei den Blättern 
89 und 96. Da geht es um die Verdachtsmeldun-
gen zu Wirecard mit Eingang vor und nach dem 
22.06.2020. Da ist nach Insiderhandel, Marktma-
nipulation, Vorständen und Schlüsselpersonen 
und in Anführungszeichen „faule“ TPA differen-
ziert. Da stelle ich fest – wenn ich mir die Zahlen 
anschaue –: vor dem 22.06. und danach, ist das 
bei Insiderhandel, Marktmanipulation und den 
faulen TPAs ziemlich ähnlich, aber bei den Vor-
ständen und Schlüsselpersonen sticht hervor, 
dass es vorher, steht da zwei und danach 37. 
Können Sie dazu etwas sagen? Warum ist das so 
hochgeschnellt? 

Zeuge Christof Schulte: Nach meiner Erinnerung 
hat das vor allen Dingen mit dem nach dem 
22.06. einsetzenden Meldeverhalten von Ver-
pflichtenden zu tun, die dann erneut ihren 
Transaktionsstand durchgesehen haben und an 
uns Transkationen gemeldet haben, die den Ver-
pflichteten bis dato nicht aufgefallen waren. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Es ist schon erstaun-
lich, dass nicht plötzlich zusätzliche TPA, die in 
Anführungszeichen „faul“ sind, oder Marktmani-
pulation – – sondern primär auf die Vorstände 
und Schlüsselpersonen bezieht. Das finden Sie 
nicht ungewöhnlich? 

Zeuge Christof Schulte: Das müssten Sie die Ver-
pflichteten fragen, wieso sie bei einer erneuten 
Durchsicht vor allem auf solche Sachverhalte 
aufmerksam geworden sind. Wir wissen nicht, 
was ansonsten noch im Transaktionsportfolio der 
Verpflichteten enthalten ist. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Was sind Schlüssel-
personen? Vorstände sind es nicht. Da steht „Vor-
stände und Schlüsselpersonen“. 

Zeuge Christof Schulte: Schlüsselpersonen – Wir 
wollten es hier möglichst weit auslegen, um hier 
umfassend Bericht zu erstatten, und die Situation 
umfassend zu erfassen. Sind Handelnde für das 
Unternehmen beispielsweise in irgendeiner Form 
von Bevollmächtigung – – 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Also Prokuristen o-
der sowas? 

Zeuge Christof Schulte: Beispielsweise Prokuris-
ten, Generalbevollmächtigte, Handlungsbevoll-
mächtigte, ehemalige organschaftliche Inhaber. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Das habe ich ver-
standen, danke. Von den 33 Meldungen bis zum 
22.06. sind zwei an die Staatsanwaltschaft abge-
geben worden. Ist das richtig?  

Zeuge Christof Schulte: Bis zum 22.06. abgege-
ben worden. Danach sind auch noch einige an-
dere abgegeben worden.  

Matthias Hauer (CDU/CSU): Wie viele sind ins-
gesamt abgegeben worden? 

Zeuge Christof Schulte: Lassen Sie es mich um-
gekehrt sagen: Von den 33 sind bis dato – nach 
meiner Erinnerung – zwei nicht abgegeben wor-
den. Die übrigen sind abgegeben worden. 

Matthias Hauer (CDU/CSU): Damit hat sich 
meine Folgefrage erledigt. Ich gebe an den Kolle-
gen Sepp Müller weiter. 

Sepp Müller (CDU/CSU): Bei der Wirecard AG 
steht das Thema „Einordnung Finanz-Holding 
und Finanzunternehmen im Sinne des Geldwä-
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schegesetzes“ in der Diskussion. Ob eine Einord-
nung erfolgt ist oder nicht, mussten zwei andere 
Behörden beurteilen. Es gab zum 01. Januar ein 
neues Gesetz, das das noch straffer geschärft hat. 
Gab es Verdachtsmeldungen an die FIU, die an-
dere Finanzunternehmen oder Finanzholdings 
betroffen haben, nachdem man das Gesetz schär-
fer gefasst hat? Ist irgendwas aufgefallen? 

Zeuge Christof Schulte: Da ist mir kein besonde-
rer Effekt im Meldungseingang der FIU aufgefal-
len.  

Sepp Müller (CDU/CSU): Wir beurteilen Sie als 
FIU-Leiter, dass es augenscheinlich geldwäsche-
rechtlich keine Aufsicht über dieses Unterneh-
men gab? Mal in die Zukunft gesprochen: Wie 
könnte man das aus Ihrer Sicht lösen? 

Zeuge Christof Schulte: Pauschal gesprochen bin 
ich überzeugt davon – das hatte ich gerade bei Ih-
rer Frage zum Ausdruck gebracht –, dass Präven-
tion der wichtigste Baustein der Geldwäschebe-
kämpfung ist. Insoweit ist es eine wesentliche 
Frage, auch eine lückenlose Aufsicht zu haben. 
Insgesamt setze ich mich meinem Auftrag ent-
sprechend nicht allzu sehr damit auseinander, 
wie die Struktur der Aufsicht in Deutschland 
auszugestalten ist. Das überlasse ich lieber denje-
nigen, die dafür zuständig sind. Ich wünsche mir 
eine möglichst lückenlose Form von Aufsicht, 
mit der wir möglichst lückenlos kooperieren kön-
nen. 

Sepp Müller (CDU/CSU): Mit der Neufassung des 
Geldwäschegesetzes waren unter anderem auch 
die Bundesländer beschäftigt – auch über den 
Bundesrat eingebunden. Gab es von Seiten der 
Bundesländer – gerade bei der Diskussion Fi-
nanzholding und Finanzunternehmen – Diskussi-
onsbedarf? Wollte man nicht, dass es nochmal so 
straff gefasst wird, wie es jetzt gefasst wurde, 
dass die Bundesländer grundsätzlich dafür zu-
ständig sind? 

Zeuge Christof Schulte: Es tut mir leid. Mit der 
Frage habe ich mich nicht auseinandergesetzt, 
weil bei der Fortentwicklung des Geldwäsche-
rechts andere Fragen für uns im Vordergrund 
standen.  

Sepp Müller (CDU/CSU): Ich möchte an das 
Thema von vorhin anknüpfen Fast 100 Prozent 
der Meldungen, die über die Wirecard AG im wei-
testen Sinne eingegangen sind, sind aus dem Fi-
nanzsektor bei Ihnen eingegangen. Wir hatten 
heute unter anderem auch den Vertreter der Baye-
rischen Regierung und der Regierung von Nieder-
bayern – den Beamten, der mit 15 Angestellten im 
Nichtfinanzsektor tausende Unternehmen beauf-
sichtigt und nicht mal weiß, wie viele Unterneh-
men er beaufsichtigen müsse, weil unter anderem 
kein Register da ist – hier gehabt. Ich hatte das Ge-
fühl, dass man die Gelben Seiten zur Hand nimmt 
und mal schaut, welche Autohäuser es gibt, weil 
es keine Register gibt, wo die Autohäuser eingetra-
gen sind. Aus Ihrer Erfahrung, auch der internati-
onalen Erfahrung heraus: Ist das so, dass der 
Nichtfinanzsektor dezentral überwacht wird? O-
der gibt es andere Länder, die das zentral, ähnlich 
wie den Finanzsektor über die BaFin, geldwäsche-
rechtlich beaufsichtigen? 

Zeuge Christof Schulte: Zur Aufsicht im Nichtfi-
nanzbereich anderer Staaten habe ich keine sys-
tematische Kenntnis. Das wird im Zweifel so 
sein, wie auch die Ausgestaltung der FIUs inter-
national, die vollständig heterogen ist. Es gibt da 
jedes denkbare Modell. Das Masterstück dafür 
steht mir aus dem internationalen Vergleich lei-
der nicht vor Augen. 

Sepp Müller (CDU/CSU): Die Kompetenz der FIU 
ist unter auch, auf das Transparenzregister zuzu-
greifen und Möglichkeiten zu haben, aufgrund 
von mehreren Geldwäscheverdachtsmeldungen 
auf Daten anderer FIUs zuzugreifen. Haben die 
BaFin oder Ermittlungsbehörden beispielsweise 
die Möglichkeit, an Sie heranzutreten, um nach-
zufragen, dass man auf die Datenbestände ande-
rer FIUs zugreifen kann? Um beispielsweise im 
Fall der Wirecard AG Daten zu bekommen, die 
man anderweitig aufgrund der Stellung nicht be-
kommen könnte. Besteht diese Möglichkeit? 

Zeuge Christof Schulte: Die Möglichkeit besteht 
durchaus. Es gibt den Weg des sogenannten Ersu-
chens an uns. Wir müssen dann vor allem mit 
der datenbesitzenden Stelle klären, ob die damit 
einverstanden ist. Das ist bei Transaktionsdaten 
nicht immer der Fall.  
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Sepp Müller (CDU/CSU): Sind Ihnen im Fall der 
Wirecard AG Auskunftsersuchen von anderen 
Behörden in Deutschland bekannt? Wenn ja, wel-
che und in welcher Art und Weise wurden die an 
Sie gerichtet? 

Zeuge Christof Schulte: Zwischenzeitlich gibt es 
durchaus Auskunftsersuchen an uns. Das ist eine 
ziemliche Detailfrage. Ich muss sagen, dass ich 
nicht mehr genau weiß, welche. Ich weiß aber, 
dass es Auskunftsersuchen auch von Ermitt-
lungsbehörden an uns in dem Kontext gibt. Se-
hen Sie es mir bitte nach, dass ich nicht mehr ge-
nau weiß, in welcher Zahl und von welchen Be-
hörden. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann nehme ich 
Sie mal beim Wort: Sie haben ja gesagt – und Sie 
stehen dazu –, die Zusammenarbeit mit der 
BaFin war „regelmäßig und klasse“. Wie oft ha-
ben Sie im fraglichen Zeitraum, wenigstens bis 
zum 8. Oktober, mit Herrn Hufeld gesprochen?  

Zeuge Christof Schulte: Mit Herrn Hufeld bis 
zum 1. Oktober? Wenn es hochkommt, dann ein-
mal. Aber das ist ja auch – – 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ist das dann Beam-
ten-Sprech für „regelmäßig und gut“? 

Zeuge Christof Schulte: Die Kontakte mit Herrn 
Hufeld machen im Hinblick auf das Gesamtaufga-
benportfolio von Herrn Hufeld und dessen nur 
kleiner Schnittmenge mit dem* FIU wenig Sinn. 
Mein Ansprechpartner bei der BaFin ist im We-
sentlichen der Abteilungsleiter „Geldwäscheprä-
vention“, Herr Dr. Fürhoff. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wie oft haben Sie 
mit dem im fraglichen Zeitraum 20. Juni – so war 
das da auch gelegt, das sollte laut Schreiben das 
Harmonisierungsdatum sein – bis zum 1. Oktober 
gesprochen? 

Zeuge Christof Schulte: Darüber habe ich nicht 
Buch geführt. Es wird schon das eine oder andere 
Mal gegeben haben. Zwischen Dr. Fürhoff und 
mir gibt es einen regelmäßigen und offenen Aus-
tausch.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Nochmal: Wie 
kann ich regelmäßig verstehen? Das müssen Sie 
irgendwie ableiten. Für mich ist regelmäßig ein-
mal im Monat. 

Zeuge Christof Schulte: Das könnte eine Größen-
ordnung sein. Es gibt aber auch die sogenannten 
Quartalsgespräche, an denen Herr Dr. Fürhoff 
und ich regelmäßig teilnehmen. Diese haben 
auch in dieser Zeit stattgefunden.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das ist dann für 
Sie regelmäßig? 

Zeuge Christof Schulte: Ja. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Haben Sie ein be-
sonderes Frühwarnsystem abgeleitet? Sie haben 
gesagt, dass es sich nicht wiederholen solle. Das 
sagen alle. Was waren die Konsequenzen inner-
halb der FIU? Wurde ein Frühwarnsystem unter 
Ihrer Leitung oder Ihrer Mitarbeiter installiert? 

Zeuge Christof Schulte: Das sind insbesondere 
die Ergebnisse, der vom Abgeordneten Hauer an-
gesprochenen AG oder Taskforce, die wir mit der 
BaFin gebildet haben. In der haben wir diese 
Dinge nochmal analysiert. Wir haben versucht, 
zu typologisieren. In der Tat habe ich die Hoff-
nung, dass meine Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, wenn ähnliche Sachverhalte im Meldungswe-
sen auftauchen, sie auch wiederum als solche 
entdecken und weiter in die Bearbeitung nehmen 
würden. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Genau auf den 
Vorgang bezogen: Sie haben eben gesagt, wer Ihr 
Ansprechpartner war. Zu welchem Zeitpunkt hat 
es mit der BaFin eine Kommunikation – nochmal 
insbesondere mit den Verdachtsmeldungen in 
Bezug auf Wirecard – gegeben? 

Zeuge Christof Schulte: Die erste Kommunika-
tion, an die ich mich erinnere, ist die, die mein 
Vertreter mit Herrn Dr. Fürhoff wenige Tage nach 
unserer Abgabe an das bayerische Landeskrimi-
nalamt hatte. Ich hatte angewiesen, dass die 
BaFin zu unterrichten ist. Das hat mein Vertreter 
telefonisch gemacht. Kurz danach haben wir es 
auch schriftlich durchgeführt.  
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Können Sie das 
vom Datum konkretisieren? 

Zeuge Christof Schulte: Ohne Blick in die Akte 
nicht. Es war wenige Tage nach Abgabe. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielleicht können 
Sie das noch nachreichen. Das wäre in der Proto-
kollierung hilfreich.* 

Zeuge Christof Schulte: Ja. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: War Wirecard in 
den vierteljährlichen Besprechungen zwischen 
BaFin und FIU während des Untersuchungszeit-
raumes Gesprächsthema?  

Zeuge Christof Schulte: Nach meinen Erinnerun-
gen kann es einen Austausch gegeben haben, der 
allerdings mit dem hier gegenständlichen Sach-
verhalt nicht identisch ist. Da ging es um be-
stimmte Techniken kontomäßiger Verbuchung 
bei Wirecard. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich hatte in jener 
Sitzung sowohl Sie als auch Herrn Hufeld gefragt 
– ich werde das Herrn Hufeld auch nochmal fra-
gen, der wird irgendwann auch bei uns aufschla-
gen –: Gab es zu den Vorgängen, die zumindest 
Herr Hufeld hat, die konkret nicht nur Ihren Be-
reich decken, sondern vielleicht ein gesamtes 
Bild zum Vorgang Wirecard und vieler Beobach-
tungen drum herum gibt – – Dann doch nochmal: 
Nachdem ich ihn darauf aufmerksam machte, 
dass – wenn sich die BaFin als Serviceleister ge-
genüber der Regierung oder dem Ministerium 
sieht – da nochmal, er hätte die Chance im Unter-
suchungszeitraum vom 31.August bis 8. Oktober 
sich bei Ihnen zu melden, weil die Zusammenar-
beit so vertrauensvoll ist. Hat er das getan? Wenn 
ja, was hatte er auf dem Herzen? Hat er Sie viel-
leicht sogar das gefragt, was ich ihm in der Sit-
zung nahe gelegt habe? 

Zeuge Christof Schulte: Ich bin von Herrn Hufeld 
im fraglichen Zeitraum nicht kontaktiert worden.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Also auch nach 
dieser Sitzung und dem Bekanntwerden hat 
Herr Hufeld Sie nicht kontaktiert? 

Zeuge Christof Schulte: Korrekt. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Gab es seitens der 
BaFin Vorschläge von Herrn Dr. Fürhoff im Hin-
blick auf eine Anpassung der Weitergabe von 
Verdachtsmeldungen, zum Beispiel durch Justie-
rung? Das klang hier schon mal an, die Filter-
funktion zum Wirecard Konzern. Hier könnte das 
eine wünschenswerte Folge auch Richtung BaFin 
sein.  

Zeuge Christof Schulte: In der Tat. Die Taskforce 
hat gemeinsam abgeglichen, welche Erkenntnisse 
die BaFin zu risikoträchtigen Transaktionen hat, 
und welche Erkenntnisse die FIU zu selbigen hat, 
um sich gemeinsam darauf zu verständigen, wel-
che Schnittmenge sich daraus bilden lässt. Die 
führt bei uns zur Anpassung der Risikoparame-
ter. Darauf werde ich aber nicht angesprochen, 
sondern das wird miteinander erarbeitet. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Meine Zeit ist um. 
Kollege Dr. Zimmermann. 

Dr. Jens Zimmermann (SPD): Ich habe festge-
stellt, dass Sie uns in der Finanzausschusssit-
zung schon sehr umfangreich ausgesagt haben. 
Da die Staatsanwaltschaft leider diese Einschrän-
kung auferlegt hat, haben wir aktuell keine weite-
ren Fragen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das Fragerecht 
geht an die Kollegen der FDP-Fraktion weiter, 
Herr Dr. Toncar. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Sie haben die zwei 
weitergereichten Verdachtsmeldungen schon 
hinlänglich angesprochen. Die eine vom 
13.02.2019 haben Sie an die BaFin weiterge-
reicht, die andere vom 07.06. nicht. Nach wel-
chen Kriterien entscheiden Sie denn? Warum ha-
ben Sie die am 13.02. an die BaFin weitergelei-
tet? 

Zeuge Christof Schulte: Die Meldung vom 13.02. 
schien mir im Hinblick – zum damaligen Zeit-
punkt – auf die allgemeine Geschäftspraxis von 
Wirecard so bemerkenswert, dass ich in jedem 
Fall sicher gehen wollte, dass die BaFin darüber 
unterrichtet ist.  



Endgültiges Protokoll (Bandabschrift) 19/19 II
19. Wahlperiode 

3. Untersuchungsausschuss  

Nur zur dienstlichen Verwendung  

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag Sekretariat PA 30 Seite 21 von 32 

Dr. Florian Toncar (FDP): Das ist insofern bemer-
kenswert, als dass die Meldung vom 13.02. sich 
gar nicht direkt auf Wirecard bezieht, sondern 
auf ein Geschäft – das darf ich auch zitieren, weil 
es in nicht eingestuften Akten steht – zwischen 
Markus Braun und Jan Marsalek über fünf Millio-
nen Euro, also ein Geschäft von zwei Vorständen 
untereinander. Nichtsdestotrotz haben Sie es of-
fenbar bewertet und gesagt, dass es auch Rück-
schlüsse auf Wirecard insgesamt zulasse. Ist das 
richtig? 

Zeuge Christof Schulte: Jetzt sind wir wieder in 
dem Graubereich, von dem ein Abgeordneter in 
dem Zusammenhang gerade sprach. Das ist auch 
ein Gegenstand der Abgabe an die Staatsanwalt-
schaft. Sagen wir es mal generell: Wenn han-
delnde Vorstände eines börsennotierten Finan-
zunternehmens solcherlei Geschäftsbaren zeigen, 
das wir für denkbarerweise strafwürdig halten, 
halte ich das auch für die Bankaufsicht wichtig.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Gab es eine Reaktion 
der BaFin auf die Abgabe, also auf die Weiterlei-
tung an die BaFin? 

Zeuge Christof Schulte: Mir ist nicht erinnerlich, 
dass wir irgendeinen Rücklauf hatten. 

Dr. Florian Toncar (FDP): An wen innerhalb der 
BaFin haben Sie das übermitteln lassen? 

Zeuge Christof Schulte: Das Telefonat, an das ich 
mich erinnere, das ist auch aktenkundig, hat 
mein Vertreter mit Herrn Dr. Fürhoff geführt. Die 
schriftliche Abgabe danach wird so gelaufen sein, 
wie die BaFin sie erbeten hat. Das weiß ich nicht 
mehr. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Sie haben die Ent-
scheidung als Chef der FIU getroffen? War die 
Entscheidung eine Chefsache in der FIU? 

Zeuge Christof Schulte: Ich will nicht ausschlie-
ßen, dass meine Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter ohne mich darauf gekommen wären. Das ist 
das Schönste, wenn die Behörde auch funktio-
niert, ohne dass man etwas sagt. Ich habe aber et-
was gesagt. Insoweit ist das hypothetische Kausa-

lität. Ich habe gut in Erinnerung, dass ich be-
wusst auf die Verfügung handschriftlich aufge-
bracht habe: „Bitte BaFin unterrichten.“ 

Dr. Florian Toncar (FDP): Das ist hochinteres-
sant. Sie haben übrigens gesagt, Einstellung sei-
tens der Staatsanwaltschaft, nicht der BaFin, 
nach § 152 StPO. Das kann ich nicht so ganz 
nachvollziehen, was § 152 – – Sind Sie sicher, 
dass es nicht § 172 [sic] ist? In § 152 steht nur: 
„Zur Erhebung der öffentlichen Klage ist die 
Staatsanwaltschaft berufen.“ Dann steht: „Sie ist 
(…) verpflichtet, wegen aller verfolgbaren Strafta-
ten einzuschreiten (…)“. Das ist alles richtig, aber 
natürlich kein Einstellungsgrund. Der Einstel-
lungsgrund wäre für mich schon wichtig, weil es 
unterschiedliche Qualitäten gibt: Geringfügigkeit 
oder erwiesene Falschheit, erwiesene Unschuld, 
§ 172 [sic] zum Beispiel. Deswegen wäre es für 
mich aufschlussreich, die genaue Begründung zu 
bekommen, nach was das eingestellt worden ist.  

Zeuge Christof Schulte: Ich bewege mich in dem 
Bereich, in dem ich darauf verweisen muss, dass 
Sie bitte die Staatsanwaltschaft fragen.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Dann mache ich das. 
Da bietet sich morgen die Gelegenheit, bevor ich 
Sie in Schwierigkeiten bringe. 

Warum haben Sie bei der Anzeige vom 07.06. 
keine Relevanz für die BaFin gesehen, keine Not-
wendigkeit, diese Anzeige auch an die BaFin ab-
zugeben? 

Zeuge Christof Schulte: Ich erinnere mich nicht 
mehr bewusst daran, erstens mal, ob ich das 
überhaupt in dem Kontext vorgelegt bekommen 
habe. Das ist wahrscheinlich schon passiert, weil 
ich es angeordnet hatte. Insoweit bin ich wahr-
scheinlich davon ausgegangen, dass die BaFin 
durch die erste Abgabe sensibilisiert ist. Da muss 
nicht permanent weitergesteuert werden, zumal 
die erste Abgabe vom Umfang und ihrer Schwere 
her, äußerst weitreichend war. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ist Ihnen bekannt, dass 
die Pressestelle im Bundesfinanzministerium – 
ich beziehe mich auf MAT A BMF-25.11 – bei 



Endgültiges Protokoll (Bandabschrift) 19/19 II
19. Wahlperiode 

3. Untersuchungsausschuss  

Nur zur dienstlichen Verwendung  

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag Sekretariat PA 30 Seite 22 von 32 

der Beantwortung einer parlamentarischen An-
frage im August 2020 geschrieben hat – das ist 
BMF-interne Kommunikation: 

… wir raten davon ab, die neue 
Zahl der Vorgänge… 

bei Ihnen 

in einen möglichen Zusammen-
hang mit den aktuellen Vorwürfen 
gegen die Wirecard AG bzw. die 
Wirecard Bank (132) aufzuneh-
men,… 

in die Antwort 

…da dies zu einer neuen Bericht-
erstattung (höhere Fälle bei der 
FIU als bisher bekannt) führen 
könnte. Es sollte vielmehr auf die 
bisher bekannte Zahl von 97 (…) 
abgestellt werden, die der Frage-
stellung zugrunde liegt. 

Man hat im Grunde absichtlich weniger berich-
tet, auch weniger aktuell berichtet als damals be-
kannt war – und aus 132 weiterhin 97 gemacht. 
Ist Ihnen das bekannt? 

Zeuge Christof Schulte: Das ist mir so positiv 
nicht erinnerlich. Bitte haben Sie Verständnis da-
für, dass ich das Handeln des mir vorgesetzten 
Ministeriums auch nicht hinterfrage und nicht zu 
kommentieren – – 

Dr. Florian Toncar (FDP): Nein, es ging nur um 
die Frage, ob es Ihnen bekannt ist. Ob das noch 
professionelles Regierungshandeln ist, weiß ich 
jetzt allerdings nicht. Das müssen Sie nicht kom-
mentieren. 

Sie haben am 26. Juni 2020 kurz vor Ihrem Ur-
laub eine E-Mail geschrieben, MAT A BMF-13.03 
Blatt 17 an Frau Mildenberger, die zuständige 
Abteilungsleiterin für den gesamten Zoll. Dieser 
E-Mail haben Sie ein Papier beigefügt, das Sie als 
Non-Paper zum Thema Wirecard bezeichnet ha-
ben. Sie haben dazu geschrieben: „Dieses Papier 

wird hier nicht veraktet...“. Warum sollte das Pa-
pier, das doch eigentlich wichtige Informationen 
enthielt, nicht veraktet werden? 

Zeuge Christof Schulte: Mir ging es zum damali-
gen Zeitpunkt – und Sie sehen am Aktenverlauf 
auch, dass kurze Zeit später auch eine aktenmä-
ßige Unterrichtung erfolgt ist – zunächst um eine 
persönliche Sensibilisierung der für uns zustän-
digen Abteilungsleitung. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ich werde nochmal 
eine Runde brauchen. Jetzt ist aber erstmal die 
Zeit abgelaufen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann wäre 
Fabio De Masi für die Fraktion Die Linke an der 
Reihe. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Ich glaube, dass die 
132 Meldungen dann noch angegeben wurden. 
Die Prognose war sogar korrekt – es führte zu ei-
ner weiteren Berichterstattung.  

Es gibt verschiedene Fonds, die in Zusammen-
hang mit Herrn Marsalek gebracht werden, zum 
Beispiel der EMIF 1A-Fonds. Gibt es dort Amts-
hilfeersuchen, die auch von Seiten der FIU, zum 
Beispiel an die Behörden in Mauritius gerichtet 
wurden, zur Beneficial Ownership usw. hinter 
diesem Fonds?  

Zeuge Christof Schulte: Nach meiner Kenntnis 
wurden solche Ersuchen in Teilen von meinen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern durchaus ge-
stellt. Die konkrete Bearbeitungssituation, wenn 
ich die Frage vorwegnehmen darf, kann ich jetzt 
nicht referieren. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Die können Sie 
nicht referieren – weil Sie sie nicht kennen oder 
nicht wollen? 

Zeuge Christof Schulte: Weil ich sie nicht kenne. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Sie können also 
nicht bestätigen, dass der EMIF 1A-Fonds Jan 
Marsalek zugeordnet werden kann? 
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Zeuge Christof Schulte: Das kann ich persönlich 
aus meiner Kenntnis als Behördenleiter nicht sa-
gen. Ich weiß nicht, ob meine Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter das beantworten könnten.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Auch das wäre eine 
sehr interessante Information, wenn wir die im 
Nachgang noch erhalten könnten. Könnten Sie 
sagen, ob sich die Behörden in Mauritius koope-
rativ verhalten haben? 

Zeuge Christof Schulte: Das würde voraussetzen, 
dass ich den konkreten Bearbeitungsstand weiß – 
und ich weiß ihn wirklich nicht. Es ist prinzipi-
ell so, dass FIUs insgesamt sehr offen und koope-
rativ zusammenarbeiten. Mir ist jedenfalls nicht 
von meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
berichtet worden, dass der Umgang gerade mit 
Mauritius besonders problematisch gewesen ist. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Es gibt eine Risiko-
matrix, wo bestimmte Institute eingeordnet sind. 
Können Sie mir etwas dazu sagen, wie denn die 
Wirecard Bank eingestuft war? Die war schon re-
lativ hoch eingestuft, oder?  

Zeuge Christof Schulte: Die FIU hat keine insti-
tutsbezogene Risikomatrix. Ich weiß im Moment 
nicht, von welcher Risikomatrix die Rede ist.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Sie haben vorhin 
ausgeführt, dass es bei der Commerzbank, bei 
den verschiedenen Meldestellen, ein Missver-
ständnis war, das dann im Gespräch ausgeräumt 
wurde. Die Diskrepanz war aber schon sehr hoch. 
Können Sie zu den Umständen dieses Missver-
ständnisses etwas sagen? Hat jemand eine Zahl 
falsch abgetippt? 

Zeuge Christof Schulte: Das ist für mich äußerst 
schwer erklärbar, weil wir denjenigen, dem diese 
Äußerung zugeschrieben wurde, unmittelbar 
kontaktiert haben und er in Bausch und Bogen in 
Abrede gestellt hat, dass diese Zahl so gefallen 
ist. Insoweit war für uns klar, dass irgendwas ir-
gendwo ganz schräg aufgenommen wurde. In der 
Größenordnung hat – so wie es uns wiedergespie-
gelt wurde – die Commerzbank sich auch offen-

kundig nicht artikuliert. Offenkundig – was letzt-
lich war, wissen nur die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer der Besprechung. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Haben Sie im Vor-
feld dieser Sitzung nochmal mit Personen aus 
dem politischen Raum, Finanzministerium oder 
anderen, im Hinblick auf den Untersuchungsge-
genstand des Ausschusses Kontakt gehabt?  

Zeuge Christof Schulte: Gezielt im Vorfeld dieser 
Sitzung nicht – nein. Ich erinnere mich an keinen 
in der jüngeren Zeit zurückliegenden Kontakt. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Weil Sie gerade so 
gezögert haben. Gibt es irgendwas – – 

Zeuge Christof Schulte: Ja, weil ich Ihnen richtig 
antworten will, und mir gerade von dem Herrn 
Vorsitzenden das eine oder andere entgegenhal-
ten wurde, was meiner Ansicht nach Routine ist. 
Ich wollte sichergehen, dass ich Ihre Frage richtig 
beantworte. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Ich bin auch gar 
nicht beleidigt, dass Sie mich zu der Telefonkon-
ferenz nicht eingeladen hatten. Das ist nicht 
schlimm. Wir haben öfter die Gelegenheit, mitei-
nander zu sprechen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Frau Paus für 
Bündnis 90/Die Grünen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Können 
Sie die Uhr anhalten? Ich wollte ihm MAT A 
BMF-8.11 Blatt 12 vorlegen.  

Zeuge Christof Schulte: Okay. Das ist ein soge-
nannter Onepager. Das sind Vorbereitungs-Pa-
piere, die ich mir im Vorfeld der Sondersitzung 
habe machen lassen. Das ist nicht das Originaldo-
kument aus dem Vorgang, sondern dieses Doku-
ment diente meiner Absicherung, dazu, dass ich 
die hier unterbreiteten summarischen Bewertun-
gen, wie die Vorgänge einzuordnen sind, auch 
substantiell machen kann.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Mir geht 
es darum, dass da klar drin steht, dass der Ver-
dacht war: TPA und Marktmanipulation. Es gab 
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auch die klare Anzeige, dass es – sowohl was den 
Gegenstand anging als auch was die Länder an-
ging – eine Hochrisiko-Klassifizierung gab. Trotz-
dem ist das von Ihnen nicht weiter verfolgt wur-
den. 

Zeuge Christof Schulte: Das letztliche Schlussvo-
tum derjenigen, die ich das noch mal bewerten 
habe lassen, heißt: kein anderer Bewertungsvor-
gang aus heutiger Sicht. Das fußt darauf, dass es 
sich hierbei um eine Korrespondenzbankkonstel-
lation handelte, bei der wir keinen aktiven straf-
rechtlich relevanten Bezug zum deutschen 
Rechtsraum haben. Das würde immer wieder so 
passieren, wenn wir Sachverhalte bekommen, 
ohne Beteiligung von Menschen, die sich in 
Deutschland im Strafrecht zu verantworten ha-
ben. Da hat die FIU keine Möglichkeiten, den 
eingehenden Sachverhalt an eine Strafverfol-
gungsbehörde weiterzugeben; respektive, der 
würde bei der Strafverfolgungsbehörde nicht wei-
ter verfolgt werden können.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Welchen 
Charakter hatten die Meldungen von der Com-
merzbank? Ging es auch um die Themen TPA 
und Marktmanipulation? 

Zeuge Christof Schulte: Es ging um ähnliche The-
men: TPA, Insiderhandel, Marktmanipulation, 
Korrespondenzbankbeziehungen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie ist 
mit den Fällen verfahren worden? Die haben Sie 
auch nicht weitergeleitet, richtig? In München ist 
zumindest nichts angekommen.  

Zeuge Christof Schulte: Das sind im Wesentli-
chen auch Fälle, die bis zum Bekanntwerden am 
22.06. keinen geldwäscherechtlichen Bezug im 
deutschen Strafrechtsraum offenbart haben. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Warum 
fehlt der deutsche geldwäscherechtliche Bezug? 
Wir können festhalten, dass es zahlreiche Hin-
weise auf genau das Modell gegeben hat, das jetzt 
offenkundig geworden ist. Sie sagen jetzt selber, 
dass es ein unbekanntes Handlungsmuster sei. 
Sie wollen das ändern und vertieft analysieren, 
um dann entsprechende Schlussfolgerungen zu 

ziehen. Sie hatten aber bereits 2017 und 2019 
entsprechende Hinweise auf dieses Modell. Sie 
sagen mir heute, dass – wenn das Gleiche heute 
gemeldet werden würde – gäbe es keine andere 
Reaktion von Ihrer Seite. Es gibt konkret die Mel-
dung auf diesen Verdacht der Geldwäsche, und 
Sie sagen mir, dass – weil die deutsche Struktur 
so ist –in keinem Fall eine solche Meldung dazu 
hätte führen können, dass die Geldwäsche bei 
der Wirecard AG aufgedeckt worden wäre, Er-
mittlungen eingeleitet worden wären, weil Sie es 
nicht weitergeleitet haben. Habe ich das richtig 
verstanden? 

Zeuge Christof Schulte: Weil wir es nicht an eine 
deutsche Strafverfolgungsbehörde weitergeleitet 
haben. In vielen dieser Fälle – das kann ich die-
sem Papier auf die Schnelle nicht entnehmen –, 
in denen die FIU erkennt, dass andere Jurisdikti-
onen betroffen sind – – Das ist das System der 
FIUn weltweit, dass die deutsche FIU in diesem 
Fall die ausländischen Partner-FIUn unterrichtet, 
weil bei der Korrespondenzbankbeziehung im 
Land A irgendwer eine Transaktion angestoßen 
hat. Wichtig ist allerdings: Wenn wir wissen, wie 
das Modell funktioniert und aus dem Modell 
möglicherweise in einer nächsten Konstellation 
erkennen, das kann nicht nur aus einzelnen Kor-
respondenzbankbeziehungen bestanden haben, 
sondern es muss etwas Steuerndes dahinterge-
standen haben, das in Deutschland war – da sind 
wir da, wo wir möglicherweise auch den Hai bei 
den Flossen kriegen. Das ist in dieser einzelnen 
Meldung überhaupt nicht angelegt gewesen. Für 
die Zukunft hoffe ich, dass wir – wenn ähnliche 
Phänomene sich wiederholen – schneller dazu 
kommen, Bezüge zum deutschen Rechtsraum 
strafrechtssicher nachweisen zu können. Das 
wird bei diesen internationalen Finanztransaktio-
nen dauerhaft eine große Herausforderung blei-
ben. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir ha-
ben zwei Dokumente aus dem BMF: Das sind 
MAT A BMF-21.31 Blatt 161-165 und MAT A 
BMF-21.33 Blatt 161-165. Da diskutiert man im 
BMF die Frage, ob es sich um einen Bilanzbetrug 
oder um einen Geldwäschebetrug handelt. Da 
geht es auch um das Thema Roundtripping; da 
heißt es: 
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Die in der Frage angesprochenen 
Vorgehensweisen wie round-trip-
ping dürften allerdings – so wie 
sich der Sachverhalt darstellt – e-
her zu den Täuschungshandlun-
gen des Betrugs gehören und noch 
nicht selbst Geldwäschehandlun-
gen darstellen. 

Können Sie dazu Ihre rechtliche Bewertung abge-
ben? Es hängt irgendwie damit zusammen, dass 
Sie sagen, dass es noch keinen Geldwäschecha-
rakter habe und Sie es deswegen nicht melden 
könnten. 

Zeuge Christof Schulte: Wenn Sie sich den Straf-
tatbestand der Geldwäsche vor Augen halten, 
setzt er darauf an, dass es erstmal ein Grundde-
likt gibt und das In-Verkehr-Bringen der Früchte 
der Tat. Wenn Sie das Roundtripping als solches 
nehmen – nämlich das Hin- und Herschieben 
von Geld im Konzernverbund, um Bilanzpositio-
nen zu generieren –, dann wird da noch keine 
Frucht einer Tat in die Welt oder den Wirt-
schaftskreislauf eingebracht. Sondern es wird 
versucht, überhaupt die Frucht einer Tat zu gene-
rieren – das ist das originäre Delikt. Das denkbare 
Geldwäschedelikt wäre dann, wenn jemand über 
diese Art und Weise Profit generiert, den es ei-
gentlich nicht zu geben hat, zweigt den dann ab, 
und bringt den dann möglicherweise in irgendei-
ner verdeckten Art und Weise in den Wirtschafts-
kreislauf. Ich denke, das dürfte mit dieser Würdi-
gung gemeint sein. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Meine 
Zeit ist abgelaufen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann schaue ich 
zu den Kollegen der CDU/CSU – nein. 

Ich hätte in Ergänzung zu den Fragen von Frau 
Paus die Frage: Haben Sie diese Verdachtsmel-
dungen, die bei der Commerzbank zu der Kündi-
gung der Geschäftsbeziehungen geführt haben – 
so hat man uns das hier auch dargelegt – haben 
Sie der Commerzbank eine Rückmeldung in Be-
zug auf die Verdachtsmeldung gegeben? 

Zeuge Christof Schulte: Die FIU gibt grundsätz-
lich den Verpflichteten keine einzelfallbezogenen 

Rückmeldungen, sondern allgemeine Rückmel-
dungen über die Art und Weise der Meldungen 
und der Meldungsqualität. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wie darf ich mir 
das vorstellen? Steht da dann drin, dass die Qua-
lität gut war, sodass sich der Absender dann vor-
stellen kann, dass da schon etwas dran war? 
Wenn ich bedenke, dass wir aus dem Vorgang 
lernen wollen – – ist eine Commerzbank sicher-
lich auch international aufgestellt. Da ist es viel-
leicht von Belangen. Ich stelle mir auch so ein 
Unternehmen in Amerika vor, das dann wegen 
der Verletzung zum Beispiel von Abgasnormen 
eine hohe Strafe zahlen muss – oder die Deutsche 
Bank vielleicht irgendwelche ADR-Geschäft ge-
macht hat. Das hat dann zum einen Auswirkun-
gen auf die Liquidität, sicherlich auch das Re-
nommee, vielleicht sogar auf den Aktienkurs die-
ses börsennotierten Unternehmens. Gleichzeitig, 
das haben Sie uns auch in jener Sitzung darge-
legt, haben Sie auch sehr partnerschaftliche, pro-
fessionelle und gute Verbindungen zu den ande-
ren Partner-FIUs. Das haben Sie dargelegt. Wie 
darf ich mir das vorstellen? Wenn Sie es nicht 
konkret machen und auch nicht im Einzelfall, 
aber über die Qualität sprechen. Das erinnert 
mich an die BaFin-Mail vom 24. 

Zeuge Christof Schulte: Das Rückmeldewesen 
der FIU beruht auf gesetzlicher Grundlage. Es ist 
im Geldwäschegesetz verankert und gibt den Ver-
pflichteten periodisch – sowohl einzelfallbezo-
gen, nämlich exemplarisch als auch generalisie-
rend – Rückmeldung zur Qualität der von ihnen 
insgesamt abgegebenen Meldungen. Die Rück-
meldung über einzelfallbezogene Verwertbarkeit 
von Hinweisen ist in diesem Rückmeldewesen 
nicht vorgesehen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Meinen Sie nicht, 
dass das auch für den Meldenden hilfreich wäre?  

Zeuge Christof Schulte: Das ist durchaus eine 
Diskussion, die wir mit den Bankenverbänden 
und den Verpflichteten in der Finanzbranche 
führen. Im Hinblick auf diesen Umstand entwi-
ckeln wir zurzeit auch unser Rückmeldeberichts-
wesen weiter fort. Lassen Sie mich ergänzen, wa-
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rum wir das bislang nur sehr zurückhaltend ge-
macht haben: Wie wir es an dieser Aktion sehen, 
kann es Anlass zu fehlerhaften Schlüssen geben, 
dass die FIU eine Meldung nicht weitergegeben 
hat. Denn genau diese Meldung kann – bei Hin-
zutreten weiterer Umstände möglicherweise nach 
Ablauf einiger Zeit sogar, wie man es hier auch 
sieht – dann doch belastbar sein. Dann wäre die 
ursprüngliche Rückmeldung an den Verpflichte-
ten, dass wir mit seiner Meldung nichts anfangen 
konnten, unzutreffend und sogar irreführend ge-
wesen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Wie gesagt, für die 
Zukunft ist da etwas vorgesehen. Nur dass ich 
Sie eben in den Ausführungen richtig verstanden 
habe: Selbst wenn es in Deutschland nicht von 
strafrechtlicher oder anderer Relevanz im geld-
wäscherechtlichen Sinne wäre, geben Sie den-
noch diese Information an die Partner-FIUs wei-
ter, weil beispielsweise in Singapur oder den 
Vereinigten Staaten das zu einer Strafbarkeit füh-
ren könnte, was bei uns durchaus straffrei wäre. 
Das tun Sie? 

Zeuge Christof Schulte: Das ist korrekt. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann habe ich 
noch eine Nachfrage: Kollege De Masi fragte 
eben, ob Sie in Vorbereitung doch irgendwie mit 
dem näheren Regierungsumfeld Kontakt hatten. 
Dann haben Sie kurz gezögert und gesagt, dass 
Sie den in jüngerer Zeit nicht gehabt hätten. Ich 
bin im Laufe meines Berufslebens sehr vorsichtig 
mit solchen Umschreibungen wie „in jüngerer 
Zeit“ geworden. Wie definieren Sie „in jüngerer 
Zeit“? Damit ich das auch abschichten kann, was 
wäre „längere Zeit“? Wäre „längere Zeit“ durch-
aus vom 31. Dezember bis zum 1. Dezember 2020 
und „jüngere Zeit“ dann eben ab 1. Januar? Nur 
dass ich die Termini, die Sie verwenden, dann 
auch für mich einordnen kann.  

Zeuge Christof Schulte: Sagen wir es mal noch 
präziser: Ich kann mich nicht bewusst an ein sol-
ches Gespräch erinnern, will aber bei aller Vor-
sicht nicht ausschließen, dass man gelegentlich 
auch andere Gesprächsgegenstände naturgemäß 
über dieses wahrlich wie der rosa Elefant im 
Raum stehende Thema Wirecard auch mal mit 

dem einen oder anderen aus dem Ministerium 
besprochen hat.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ich habe keine 
weiteren Fragen. Herr Dr. Zimmermann verneint. 
Dann Kollege Dr. Toncar für die FDP-Fraktion.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Ein anderer Zeuge, 
den wir vor kurzem gehört haben, nämlich der 
Risikovorstand der Commerzbank, Herr Dr. Chro-
mik, hat ausgesagt, es habe seitens der Commerz-
bank im Januar 2020 eine Warnung wegen einer 
Häufung – aus Sicht der Commerzbank bedeuten-
den – Geldwäscheverdachtsmeldungen gegeben. 
Er hat auch ausgesagt, dass übrigens selbige Häu-
fung auch Hintergrund des Soft Exit, den Kollege 
Zimmermann angesprochen hat, war. Ist Ihnen 
bekannt, dass die Commerzbank im Januar 2020 
auf die BaFin und die FIU zugegangen ist und – 
in Bezug auf Geldwäsche-Erkenntnisse, die bei 
der Commerzbank angefallen sind – das Ge-
spräch gesucht hat? 

Zeuge Christof Schulte: Eine solche Kontaktauf-
nahme uns gegenüber ist mir nicht bekannt. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Er hat in der Tat auch 
eher die BaFin erwähnt, aber es hätte sein kön-
nen, dass Sie auch mit im Boot waren.  

Sie haben in dem Memorandum, dem Non-Paper 
für Frau Mildenberger, das ich schon zitiert habe, 
zwei Ersuchen der BaFin erwähnt, die an Sie ge-
richtet worden sind, vom 03.06.2019 und 
28.02.2020. Zwei Ersuchen der BaFin beziehen 
sich auf Anbieter von betrügerischen Trading-
Seiten. Dienstleister und Zahlungsabwickler für 
diese Anbieter sei in vielen Fällen die Wirecard 
AG bzw. die Wirecard Bank AG gewesen. Was ist 
Ihnen in Bezug auf die zwei Ersuchen, die die 
BaFin an die FIU gerichtet hat, erinnerlich? 

Zeuge Christof Schulte: Dazu ist mir gar nichts 
erinnerlich. Ich habe mir vor der Unterrichtung 
der Abteilungsleiterin von meinen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern zusammenstellen lassen, 
welche Berührungen es gegeben hat. Das war auf 
Arbeitsebene offenkundig ein Kontakt, der statt-
gefunden hat. Den macht man sich als Leiter ei-
ner Behörde in gewisser Weise zu eigen, in dem 
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man sagt, dass das hier aufgefunden worden sei, 
in dem Bemühen, die für mich zuständige Abtei-
lungsleitung möglichst umfassend zu unterrich-
ten. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Ich fragte, weil man 
mehr Details interessant finden könnte, aber 
wenn Sie sie nicht parat haben, ist das so.  

Ist es zutreffend, dass ein sogenannter Fristfall, 
der sich auf Wirecard bezieht, nicht rechtzeitig 
innerhalb dieser Drei-Tages-Frist beantwortet 
werden konnte? 

Zeuge Christof Schulte: Nein. Ich sage es wieder 
so, wie ich es zu Protokoll nehmen lassen sollte. 
Das ist mir nicht bewusst und insbesondere im 
Vorfeld dieser Vorbereitung der Sitzung ist mir – 
im Gegenteil – aufbereitet worden, dass es keinen 
solchen Fristfall gibt.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Ist es allgemein vorge-
kommen – seit Sie das Amt übernommen haben –
, dass Fristfälle nicht fristgerecht bearbeitet wer-
den konnten? 

Zeuge Christof Schulte: Es passiert bei der Zahl 
von mehreren tausend Fristfällen, dass – durch 
technische Umstände oder aber auch durch 
simple Arbeitsfehler – in sehr bedauerlichen Ein-
zelfällen, in dem einen oder anderen Fall mög-
licherweise von der FIU die Strafverfolgungsbe-
hörde nicht innerhalb von drei Tagen beteiligt 
wird. Ich habe aber den Eindruck, dass wir mit 
dieser allgemeinen Frage den Untersuchungsaus-
schussgegenstand ein wenig verlassen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Nichtsdestotrotz haben 
Sie sie beantwortet. 

Zeuge Christof Schulte: Weil ich Ihnen gerne bei 
der Wahrheitssuche helfen will. Ich habe es in 
diesem Rahmen auch schon mal offen einge-
räumt, dass solche Arbeitsfehler passieren – das 
mal ganz unbeschadet des Untersuchungsgegen-
standes. Wer das für sich in Anspruch nimmt, 
eine Behörde mit 150 000 Vorfällen im Jahr zu 
leiten und da geht kein einziger schief, den 
möchte ich sehen.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Dann würden wir 
Ihnen nochmal etwas vorlegen oder vorhalten, ei-
nerseits eine Liste, MAT A BMF-25.12. Das ist 
die Liste der Geldwäscheverdachtsmeldungen in 
Bezug auf Wirecard, die Sie als relevant identifi-
ziert haben, vor dem 22.06. und nach dem 22.06. 
Sie haben aber auch noch eine Eingestufte – und 
es geht nicht darum, dass Sie das jetzt vorlesen o-
der nicht.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Ein kurzer Hin-
weis: Das ist für die Fitness vom Kollegen 
Schulte gut. Wenn wir jetzt Vorbehalte haben, 
wäre es gut, wenn wir unter die Galerie gehen, 
weil wir oben eventuell auch Kollegen der 
schreibenden Zunft haben. Das ist uns von der 
Geheimschutzstelle so auferlegt worden. Wenn 
Sie dem Kollegen Iza Schilling folgen – – 

Dr. Florian Toncar (FDP): Es geht nur darum, 
dass die Liste auf MAT A BMF-25.12 auch im 
Zuge von Parlamentarischen Anfragen – bei-
spielsweise meines Kollegen Herbrand – mit 
übermittelt worden ist. Wohingegen die einge-
stufte Liste, die Herr Schulte gerade einsehen 
kann, weitere Geldwäscheverdachtsmeldungen 
beinhaltet, die nicht aufgelistet sind. Ich wollte 
Sie einfach fragen, ob Sie dafür eine Erklärung 
haben – oder ob man möglicherweise die den 
Parlamentariern präsentierte Liste nochmal er-
gänzen sollte.  

Mir geht es einfach darum, die Diskrepanz zwi-
schen den Listen zu erklären – und es vielleicht 
auch so hinzubekommen, dass die Liste, die par-
lamentarisch verfügbar und verwertbar ist, auf 
den Stand gebracht wird. Können Sie dazu etwas 
sagen, Herr Schulte? 

Zeuge Christof Schulte: Das ist jetzt schwierig. Es 
ist kaum zu lesen, weil es sehr klein ist. Man 
müsste die einzelnen Meldungen abrufen und 
mit den von uns ausgewerteten Meldungen ab-
gleichen. Der Filter, den wir gesetzt haben, um 
immer weiter herunter zu kondensieren, ist mit 
Relevanz für die aktuell im Raum stehenden Vor-
würfe. Ob das der gleiche Filter war, der bei einer 
mir bislang unbekannten Commerzbank-Listung 
erstellt worden ist, oder ob dort nicht der gröbere 



Endgültiges Protokoll (Bandabschrift) 19/19 II
19. Wahlperiode 

3. Untersuchungsausschuss  

Nur zur dienstlichen Verwendung  

19. Wahlperiode Deutscher Bundestag Sekretariat PA 30 Seite 28 von 32 

Filter „zeig mir mal Meldungen zu Wirecard„ ge-
setzt worden ist, kann ich jetzt nicht beurteilen. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Dann wäre es eine 
Bitte, das im Nachgang nochmal abzugleichen 
und aufzuklären, woher der unterschiedliche Da-
tenbestand rührt. 

Zeuge Christof Schulte: Dann müssten wir nur 
die Commerzbank-Liste, wenn es eine solche 
gibt, bekommen und abprüfen können.  

Dr. Florian Toncar (FDP): Wir bemühen uns. Sie 
sehen, unter welchen akribischen Umständen wir 
hier arbeiten müssen, aber was uns auch auffällt. 
Wenn wir dazu beitragen können, bemühen wir 
uns. Ich weiß aber nicht, ob wir Ihnen Sachen 
übermitteln dürfen.  

Zeuge Christof Schulte: Wir haben Meldungen 
mit dem Stichwort identifiziert. Das waren ir-
gendwas um die 2 000 zum Zeitpunkt 01.10. 
Dann haben wir daraus die Relevanz für die aktu-
ellen Vorwürfe destilliert. Es ist klar, dass das 
nicht in Abgleich zu bringen ist, mit einer Ge-
samtliste, die irgendein Verpflichteter erstellt 
hat. 

Dr. Florian Toncar (FDP): Okay. Keine Fragen. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Dann wäre Fabio 
De Masi für die Fraktion DIE LINKE dran. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Ich will nochmal 
auf das Dokument zurückkommen, in dem es um 
das „Entshielden“ ging. Da stand: 

Im Hinblick auf die PEP-Relevanz 
bat AL D um Unterrichtung über 
das Ergebnis der Analyse… 

Es geht also um „politisch exponierte Personen“. 
Ihre Definition von „politisch exponiert“ in die-
sem Zusammenhang: Sind das zwingend Amts-
/Mandatsträger oder könnten auch Personen wie 
Dr. Braun darunter fallen? Einfach um den Ar-
beitsbegriff besser zu verstehen. 

Zeuge Christof Schulte: Der ist international ge-
bräuchlich: Politicial Exposed Person. Hier passt 

es im Deutschen ausnahmsweise mal mit der 
gleichen Abkürzung. Das ist Zufall. Das sind vor 
allem Listungen, die auch von den Instituten ge-
führt werden, um schon die Risikoklassifizierung 
von Bankkunden festzulegen, die eher generell 
angelegt sind und jemanden mit privilegierten 
Beziehungen in dem politischen Raum wohl 
auch erfassen sollen. Das muss dann auch immer 
noch angewendet werden. Jemand wie Herr 
Braun wäre nach meiner Einschätzung automa-
tisch PEP.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Das war mir nur 
nochmal wichtig. Hier war diese Abteilung, Ge-
neralzolldirektion, FIU, Fachgebiet D.622 Staats-
schutz beteiligt. In dem Zusammenhang mit den 
bereits heute mehrfach erwähnten Geldwäsche-
verdachtsmeldungen, die auch Herrn Marsalek 
und Herrn Braun betrafen: War da ein Staats-
schutzbezug da? 

Zeuge Christof Schulte: Prinzipiell nicht. Prinzi-
piell hatten wir es mit dem allgemeinen Mel-
dungsgeschehen mit betrügerischem Handeln zu 
tun. Wenn wir uns darüber Gedanken machen 
würden, wie beispielsweise Geheimdienstkon-
takte gewesen wären – da dürften wir in dieser 
Sitzung aber auch nicht darüber sprechen –, 
dann wären das Dinge, die Staatsschutzrelevanz 
hätten.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Sie wollen also 
nicht ausschließen, dass es auch solche Fälle 
gab? 

Zeuge Christof Schulte: Nicht im großen Umfang. 
Das würde auch keinen Sinn machen, wenn wir 
die Sitzung jetzt nicht-öffentlich machen, weil 
ich es aus der Hüfte nicht beantworten kann. Ich 
kann es aber nicht ausschließen.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Das sind Sachver-
halte, für die wir einen solchen Untersuchungs-
ausschuss einsetzen, weil wir da im Zuge des üb-
lichen Parlamentarischen Fragewesens nicht wei-
terkommen. Ich will auch keinem zumuten, jetzt 
nochmal die Sitzung einzustufen, weil ich auch 
keine Zahnbürste dabei habe und gerne nochmal 
nach Hause würde. Wir müssen irgendwie einen 
Weg finden, wie wir auch solche Sachverhalte 
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beantwortet bekommen. Gibt es da einen konkre-
ten Vorschlag? 

Zeuge Christof Schulte: Ja. Ich würde gerne anre-
gen lassen „Vertraulichkeit herstellen, dann sage 
ich Ihnen etwas total Spannendes“ – es wäre re-
lativ fruchtlos. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Ja. Sie könnten sich 
aber informieren. Vielleicht müssten wir Sie zu 
diesem Aspekt dann nochmal einladen. 

Zeuge Christof Schulte: Ich glaube, dass auch das 
fruchtlos bleiben würde. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Auch nachdem Sie 
sich informiert haben? 

Zeuge Christof Schulte: Ich glaube, auch wenn 
ich mich ausführlich informiere, bleibt das ziem-
lich fruchtlos. Das zu dem Punkt, wo ich denke, 
dass Sie gerade darauf abzielen. Im Klartext: Ha-
ben wir Informationen dazu, dass es Zahlungs-
ströme zwischen ausländischen Geheimdiensten 
und den Beteiligten, über die wir hier sprechen, 
gibt – dann glaube ich nicht, dass das hier weiter-
helfen wird. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Weil Sie uns dazu 
keine Auskunft erteilen dürfen? 

Zeuge Christof Schulte: Ich glaube, dass wir das 
schon machen könnten. Ich glaube, dass das 
fruchtlos bliebe. 

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Ach so. Sie meinen, 
weil da nichts war? Ich bin um die Uhrzeit schon 
ein bisschen langsamer. 

Zeuge Christof Schulte: Ich dachte, ich hätte ge-
rade schon den ganzen Zaun in der Hand gehabt.  

Fabio De Masi (DIE LINKE.): Tut mir leid. Ich 
habe unserem Vorsitzenden vorhin so lange zuge-
hört. Da bin ich ein bisschen müde geworden. 
Dann sind meine Fragen abgearbeitet. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Das Wort geht an 
Frau Paus für Bündnis 90/Die Grünen. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
wollte nochmal dem nachspüren, dass es offen-
bar bisher gar keine Möglichkeit gibt, diese Art 
von Geldwäsche in unserem System aufzude-
cken. Die Commerzbank hat ihre Zusammenar-
beit mit der Wirecard AG eingestellt, weil sie 
sagt, dass sie sehr starke Vermutungen habe, dass 
es da in großem Stil ein Geldwäscherisiko gibt. 
Deswegen hat sie die Aktivitäten eingestellt. Sie 
haben weder die Meldung von der Commerzbank 
noch die Meldung von J. P. Morgan weitergelei-
tet, weil Sie gesagt haben, dass es keinen konkre-
ten Deutschlandbezug gebe. Außerdem ist diesem 
One-Pager zu entnehmen, dass aus Ihrer Sicht 
Korrespondenzbankmeldungen in der Regel kei-
nen Bezug zum deutschen Rechtsraum aufwei-
sen, und dass deswegen Korrespondenzbankmel-
dungen offenbar per se nicht weiter verarbeitet 
werden. Jetzt wissen wir, dass es gerade im Kor-
respondenzbankenbereich – – wenn man Geld-
wäsche macht, ist das Nutzen von Korrespon-
denzbanken ein klassisches Mittel. Habe ich rich-
tig verstanden, dass es bei Ihnen automatisch 
ausgesteuert wird und zu einer Nichtmeldung 
führt, wenn auftaucht, dass es sich um Geld han-
delt, das über Korrespondenzbanken gegangen 
ist? 

Zeuge Christof Schulte: Das ist insoweit etwas 
ungenau. Wenn wir bei dieser Korrespondenz-
banktransaktion keinen Bezug zum deutschen 
Rechtsraum feststellen – das ist das entschei-
dende Thema. Wenn wir eine Verdachtsmeldung 
auf den Tisch bekämen, „in Frankfurt sitzt je-
mand, der möchte unbedingt diese oder jene Zah-
lung veranlassen und gibt zum Schein eine Kor-
respondenzbanktransaktion in Auftrag“, dann ist 
das etwas ganz anderes. Deutsche Staatsanwalt-
schaften interessieren sich leider nicht dafür, 
wenn aus Singapur nach Zypern überwiesen 
wird. Das ist das Problem. Wir brauchen einen 
Handelnden im deutschen Rechtsraum. Die Mel-
dungen, die so klassifiziert sind, haben den Hin-
weis auf diesen Handelnden nicht in sich. Also 
können wir sie auch nicht mit Erfolgsaussicht ab-
geben. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie brau-
chen eigentlich etwas, um das anzufetten. Sie 
können eigentlich nur melden, dann an die 
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Staatsanwaltschaft oder an das LKA weitergeben 
– – Sie brauchen etwas, um das anzufetten. Wie 
war bisher die Zusammenarbeit zwischen Ihnen 
und der BaFin? Welche Information leitet die FIU 
für ihre aufsichtliche Arbeit an die BaFin weiter? 
Marktmanipulation, Insiderhandel, Dienstver-
dachtsmeldungen? 

Zeuge Christof Schulte: Ich hatte schon zu Proto-
koll gegeben, dass wir die eine Meldung weiter-
geleitet haben. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die eine 
Meldung – welche nochmal? 

Zeuge Christof Schulte: Die Meldung vom 07.02.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Was war 
der Sachverhalt? 

Zeuge Christof Schulte: Das ist der Sachverhalt, 
über den ich hier leider nicht mehr sprechen 
kann und raten würde, dazu morgen die Vertrete-
rin der Staatsanwaltschaft zu befragen.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Mir ging 
es darum, was Sie an die BaFin und nicht die 
Staatsanwaltschaft – – 

Zeuge Christof Schulte: Das ist leider deckungs-
gleich.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die an-
deren Fälle wie J. P. Morgan und Commerzbank – 
davon haben Sie nichts der BaFin gemeldet?  

Zeuge Christof Schulte: Ich will nicht ausschlie-
ßen, dass meine Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter auch noch weitere Meldungen – – Es war je-
denfalls bei dieser Meldung so, dass erstmal 
meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gesagt 
haben, dass sie so eine Tragweite habe, dass sie 
diese mir vorlegen müssten. Ich habe dann ge-
sagt, dass die wiederum so eine Trageweite habe, 
dass die BaFin die haben muss. Was ansonsten 
an Arbeitskontakten erfolgt ist, erfrage ich jetzt 
auch nicht in jedem Einzelfall. Es ist klar, dass so 
etwas auch im laufenden Tagesgeschäft passiert. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gibt es 
irgendein gesetzliches Hemmnis, solche Ver-
dachtsmeldungen der BaFin zu übermitteln? 

Zeuge Christof Schulte: Es muss für die jeweilige 
Aufgabenerfüllung erforderlich sein. Wir wollen 
auch keinen Staat, in dem Unternehmungen in 
Deutschland und Bürgerinnen und Bürger kom-
plett gläsern sind. Eine Rechtsgrundlage müssen 
wir schon sehen. Wir müssen denken, dass es für 
die Aufgabenerfüllung der BaFin erforderlich ist.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das wür-
den Sie doch bei TPA, Marktmanipulation, der 
Verdachtsmeldung von der Commerzbank, deren 
Inhalt ich nicht genau kenne, aber offenbar auch 
in die Richtung gehen – das reicht nicht aus? Wa-
rum hat das nicht ausgereicht? 

Zeuge Christof Schulte: Es hat in dem einen Fall 
zumindest belegbar ausgereicht. In übrigen Sach-
verhalten sieht die BaFin ohnehin auch das Mel-
dungsgeschehen in ihrer aufsichtlichen Tätigkeit. 
Die BaFin geht in die Institute und sieht sich un-
ter anderem auch an, welche Meldungen gemacht 
worden sind. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber die 
BaFin hatte keine Geldwäscheaufsicht über die 
Wirecard AG – das haben wir heute nochmal 
lang und breit geklärt, dass Stand heute gar kei-
ner zuständig war –, sondern nur die Wirecard 
Bank, und sagt auch immer, dass sie sich nur das 
angucken könne. Sie sagt auch, dass sie deswe-
gen keine Kenntnis über die sonstige Geldwäsche 
– – in Frage stehende Struktur habe.  

Zeuge Christof Schulte: Ich kann nicht bewerten, 
wie die BaFin sich ansonsten Kenntnisse ver-
schafft. Richtig ist, dass wir sicherlich künftig 
noch weiter dafür sensibilisiert sind, die BaFin 
auch in weiteren Fällen von uns aus aktiv zu un-
terrichten.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie hät-
ten das auch tun können und aus meiner Sicht 
auch müssen. 

Noch ein Punkt zum BKA, wenn ich das noch 
kurz darf, Herr Vorsitzender. 
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Vorsitzender Kay Gottschalk: Wären Sie mit der 
Fraktionsrunde dann auch durch? 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich wäre 
dann auch durch. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Okay. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es gibt 
einen MAT A BMF-8.03 Blatt 398 von D1. D1 
und diese D-Nummern sind doch aus der FIU, 
richtig? 

Zeuge Christof Schulte: Das sind die Referatsbe-
zeichnungen meiner Behörde. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Genau. 
Da geht es offenbar um die Beantwortung der 
Frage vom Fragenkatalog der FDP zur Sondersit-
zung. Da taucht auf, dass es offenbar schon auch 
Austausch mit dem BKA gab: 

Ob auch das BKA mit Vorgängen 
zu Wirecard betraut ist, entzieht 
sich der Kenntnis der FIU. Der 
FIU ist lediglich bekannt, dass das 
BKA in einem Fall durch die StA 
München I mit Ermittlungen ge-
gen Unbekannt hinsichtlich eines 
möglichen Geldwäschenetzwerkes 
in Zusammenhang mit der Wire-
card Bank AG betraut ist. 

Dieser Hinweis auf die Befassung des BKAs mit 
dem Fall Wirecard ist in der Beantwortung am 
Ende weggefallen. Sie sind darüber offenbar 
trotzdem informiert. Könnten Sie uns etwas über 
Ihren Informationsstand zu Ermittlungen des 
BKAs, zu dem Zeitpunkt und bis zu dem heuti-
gen Zeitpunkt sagen?  

Zeuge Christof Schulte: Das kann ich nur ganz 
generell, weil ich ansonsten auch in Informatio-
nen eingreifen würde, die das BKA betreffen, und 
ich im Übrigen auch nicht laufend über den Er-
mittlungsstand des BKA unterrichtet bin. Ich 
weiß, dass meine Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in verschiedener Art und Weise mit dem BKA 
kooperiert haben. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Zum 
Fall Wirecard? 

Zeuge Christof Schulte: Nach meiner Kenntnis 
war das so. 

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Vor dem 
22.06. und nach dem 22.06.? 

Zeuge Christof Schulte: Nach meiner Kenntnis 
nachher.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie ha-
ben vorher auch nichts ans BKA gemeldet? 

Zeuge Christof Schulte: Das ist nicht der übliche 
Meldeweg. Das BKA ist nach dem föderalen Prin-
zip grundsätzlich nicht Empfänger von Abgabe-
berichten der FIU.  

Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Was war 
da für ein Sachverhalt, dass es sich nach dem 
22.06. geändert hat? 

Zeuge Christof Schulte: Wenn eine Staatsanwalt-
schaft eine Ermittlungsstelle beauftragt, dann 
wissen wir auch, was der Wille der Staatsanwalt-
schaft ist, wohin unsere Erkenntnisse fließen.  

Vorsitzender Kay Gottschalk: Vielen Dank, Frau 
Paus. Dann schaue ich noch einmal in die Runde: 
überall Kopfschütteln. Dann frage ich nochmal, 
ob das Bedürfnis besteht, dem Zeugen Fragen zu 
stellen, die in eingestufter Sitzung zu behandeln 
sind. Auch das kann ich nicht erkennen. Dann 
stelle ich fest, dass keine Fraktion noch Fragen 
hat. 

Dann können wir Ihre Befragung für heute been-
den. Im Rechtssinne abgeschlossen ist Ihre Ver-
nehmung damit allerdings noch nicht. Ich würde 
– Klammer auf – darum bitten, die zugesagten 
und besprochenen Unterlagen noch nachzu-
reichen, mit dem Bemühen des Kollegen Toncar, 
eventuell noch das Zahlungsmaterial für Sie so 
zugänglich zu machen, dass Sie einen Abgleich 
vornehmen können. Vielmehr wird Ihnen dann 
noch das Protokoll Ihrer Vernehmung von heute 
übersandt. Sie haben dann zwei Wochen Zeit, 
um etwaige Protokollierungsfehler zu monieren 
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oder Ihre Aussage gegebenenfalls inhaltlich rich-
tig zu stellen oder zu ergänzen. Erst danach be-
schließt der Ausschuss über den Abschluss Ihrer 
Vernehmung. 

Ich darf mich ganz recht herzlich bedanken. Ich 
wünsche Ihnen noch jetzt zu vorgerückter Stunde 
eine gute Nacht, einen kurzen Schlaf! Bleiben Sie 
in der schwierigen Zeit gesund! Danke für das 
professionelle Auftreten. 

Zeuge Christof Schulte: Danke, Herr Vorsitzen-
der. 

Vorsitzender Kay Gottschalk: Die Sitzung ist ge-
schlossen. 

(Ende der Sitzung: 2.13 Uhr) 



Anlage  

Korrektur- und Ergänzungsanmerkungen des  

Zeugen Christof Schulte 




















